
Politische Berichte

Politische Berichte – Zeitschrift für Sozialistische Politik 
Ausgabe Nr. 3 am 30. Januar 2004,  Jahrgang 25, Preis 1,80  

3
2004�

PR
O

LE
TA

R
IE

R
A

LL
ER

LÄ
N

D
ER

V
ER

EI
N

IG
T

EU
C

H
! 

PR
O

LE
TA

R
IE

R
A

LL
ER

LÄ
N

D
ER

U
N

D
U

N
TE

R
D

R
Ü

C
K

TE
V

Ö
LK

ER
V

ER
EI

N
IG

T
EU

C
H

!

S.   6 Nato-Einsatz im Nahen Osten

S. 12 EU-Parlament zur Daseinsvorsorge
S. 15 Lohnbewegung Metall 

S. 18 SPD-Programmdiskussion

Die islamische Welt – Gefechtsfeld der Nato



ZUWANDERUNGSGESETZ. Der Pa-
ritätische Wohlfahrtsverband fordert
Regierung und Opposition auf, sich end-
lich auf ein zukunftsweisendes Integra-
tionskonzept zu verständigen. Anläss-
lich der Beratungen über das Zuwande-

rungsgesetz im Vermittlungsausschuss
betont Verbandsvorsitzende Barbara
Stolterfoht: „Migrantinnen und Migran-
ten haben einen Anspruch auf angemes-
sene Leistungen zur Integration. Kern-
element einer zukunftsorientierten Inte-
grationspolitik muss daher unter ande-
rem ein Rechtsanspruch auf Integra-
tionsleistungen sein. Von großer Bedeu-
tung sind dabei qualifizierte Sprachkur-
se.“ 

Stolterfoht betont: „Wer die Beherr-
schung der deutschen Sprache als we-
sentliche Voraussetzung zur Integration
bezeichnet,muss den Betroffenen auch in
ausreichendem Umfang die Teilnahme an
entsprechenden Sprachkursen ermög-
lichen.“ Integration könne nur in einer
Atmosphäre der Anerkennung und Ak-
zeptanz gelingen, hebt die Verbandsvor-
sitzende hervor. Im Vordergrund dürften
daher nicht Sanktionen für Migranten
stehen, die keinen Sprachkurs besuchen.
Wichtig sei vielmehr die gezielte Förde-
rung des Einzelnen. Integrationsförde-
rung darf sich zudem nicht nur auf neu
Zugewanderte konzentrieren, sondern
muss auch jene Migrantinnen und Mi-
granten im Blick haben, die bereits län-
ger hier leben, so Stolterfoht. Sie hebt
hervor,dass Integration mehr bedeute als
die Förderung deutscher Sprachkennt-
nisse. „Wenn wir Integration durch Teil-
habe erreichen wollen, dann müssen wir
auch die aufenthaltsrechtlichen Rah-
menbedingungen verbessern, auch
Nicht-EU-Ausländern das kommunale
Wahlrecht gewähren und bessere Mög-
lichkeiten für die berufliche Qualifizie-
rung schaffen.“

SOZIALHILFE UND ZUZAHLUNG. Das
Verwaltungsgericht Braunschweig hat
das Sozialamt der Stadt Braunschweig
zur Übernahme von Rezeptgebühren und
Praxisgebühren verurteilt.Es folgt damit
dem Antrag eines drogenabhängigen So-
zialhilfeempfängers. Dieser konnte den
Eigenanteil der Kosten für eine Entzugs-
therapie nicht aus seiner Sozialhilfe er-
bringen (AZ.: 4 B 64/04). Der Gesetzge-
ber hatte im Gesundheitsmodernisie-
rungsgesetz (GMG) die Zuzahlungen und
Praxisgebühren auch noch zu den Din-
gen addiert,die ein Sozialhilfeempfänger
aus den Regelsätzen zu begleichen hat.
Das Verwaltungsgericht widersprach am
14. Januar 2004 dieser Logik. Eine zu-
sätzliche Belastung sei dem Antragstel-
ler nicht zuzumuten, da sein Regelsatz zu
knapp bemessen sei.

Dabei sei „gegenwärtig jedoch nicht
geklärt“, ob es Sinn des Gesetzgebers
war, aus dem Regelsatz auch noch diese
Eigenanteile zu tragen. Vielmehr hätten

die Bundesländer bei der Festsetzung der
Regelsätze zum 1.7.2004 dies durch eine
entsprechende Regelsatzerhöhung zu
quittieren. Das Gericht hat in der Ent-
scheidung die Zahlungsverpflichtung
der Stadt Braunschweig bis zum
30.6.2004 festgeschrieben. Demzufolge
müssten die neuen Regelsätze zum
1.7.2004 kommen.

Was bedeutet die Entscheidung: Das
Verwaltungsgericht kritisiert damit indi-
rekt die Zuzahlungsvorschriften. Es be-
fristet seine Entscheidung wohlweislich
bis zum 30.6.2004 in der Erwartung dass
danach die Regelsätze bedarfsdeckend
festgesetzt werden. Mit dieser Entschei-
dung wird von einem der reaktionärsten
Verwaltungsgerichte Niedersachsens ein
Meilenstein gegen die weitere Schröp-
fung von Sozialhilfeempfängern gesetzt.
Man kann gespannt sein, was andere Ge-
richte dazu entscheiden. Für die Betrof-
fenen heißt das jetzt: Zuzahlungen zu
Praxisgebühren und Medikamenten, Ei-
genanteile bei Behandlungen und Kran-
kenhaus, Hörgerätebatterien und Kosten
für Brillen und natürlich Fahrtkosten zu
beantragen und möglichst eine gerichtli-
che Klärung zu suchen. (Tacheles – Onli-
ne Redaktion, Harald Thomé)

DRITTSTAATENREGELUNG. Im Vorfeld
des Treffens der EU-Innenminister am
22./23. Januar fordert PRO ASYL die rot-
grüne Bundesregierung noch einmal ein-
dringlich auf, ihren Versuch aufzugeben,
die deutsche Drittstaatenregelung um je-
den Preis im europäischen Asylrecht zu
verankern. Die 78 Mitgliedsorganisatio-
nen des Europäischen Flüchtlingsrats
weisen den deutschen Vorschlag unmiss-
verständlich zurück. Die deutsche „Su-
per-Drittstaatenregelung“, wie sie im
EU-Jargon verharmlosend genannt wird,
bedeutet eine umfassende „Asylverwei-
gerung“ in der erweiterten Europäischen
Union. Asylsuchende können demnach
ohne Einzelfallprüfung von Grenzbeam-
ten in die „neuen sicheren Drittstaaten“
zurückgewiesen werden. Die potenziel-
len künftigen „sicheren Drittstaaten“
heißen Russland,Weißrussland, Ukraine,
Rumänien, Bulgarien, Serbien, Kroatien,
Mazedonien und Türkei – Staaten, in den
Menschenrechtsverletzungen immer
noch an der Tagungsordnung und inter-
nationale Flüchtlingsrechtsstandards
noch nicht vorhanden sind.

Exportiert die Bundesrepublik ihren
völkerrechtswidrigen Standard via Asyl-
verfahrensrichtlinie auf die EU-Ebene,
werden die Beitrittsländer umgehend ih-
re nationalen Bestimmungen nach deut-
schem Vorbild verschärfen. Anstatt Hilfe
zum Ausbau der immer noch prekären
Aufnahmesysteme in den neuen Mit-
gliedsstaaten zu leisten, liefern die alten
EU-Staaten eine Arsenal von Asylver-
weigerungsmaßnahmen. Die Nachbarre-
gionen Europas werden diesem Beispiel
folgen.
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Gerster abgelöst

Clement beharrt auf dem Regierungskurs
Die Ablösung des Chefs der Bundes-
agentur für Arbeit Florian Gerster hat
viele Facetten und Gründe. Auch wenn
viele Arbeitslose sich darüber sicher
freuen werden – eine Korrektur der Poli-
tik der Bundesanstalt für Arbeit, ge-
schweige denn der herrschenden Politik
im Umgang mit Arbeitslosigkeit und Ar-
beitslosen kündigt sich damit nicht an.
Eher dürfte das Gegenteil der Fall sein.
Die herrschende Politik, die nicht die
Krise bekämpft, sondern die Opfer die-
ser Krise, wird weitergehen.

FDP-Chef Westerwelle etwa wieder-
holte seine Behauptung, die Bundes-
agentur sei „nicht reformierbar“ und
müsse deshalb komplett aufgelöst wer-
den. Dahinter steht der in dieser Zeit-
schrift schon vor einiger Zeit berichtete
Plan, die Arbeitslosenversicherung voll-
ständig abzuschaffen und so die Arbeit-
geber von den Beiträgen zur Arbeitslo-
senversicherung – immerhin derzeit
3,25% vom Bruttolohn – vollständig zu
befreien.Wer arbeitslos wird, soll sich in
Zukunft ganz aus eigenen Mitteln am Le-
ben halten – also alle seine persönlichen
Reserven verbrauchen und, wenn diese
Reserven verbraucht sind, von Sozialhil-
fe leben.Verbreitet wurde dieser zutiefst
reaktionäre Plan schon vor Monaten
durch die Bertelsmann-Stiftung,die Nix-
dorf-Stiftung und die Ludwig-Erhard-
Stiftung, also einflussreiche Institutio-
nen, die sich dabei auf mehrere, in hoch-
rangigen Beratungsgremien auch der
amtierenden Bundesregierung tätige
Wissenschaftler berufen konnten. Dass
aus diesen Kreisen solche Konzepte lan-
ciert werden, zeigt, wie tief sich extrem-
reaktionäre,sozialdarwinistische Ideolo-
gien inzwischen wieder in den herr-
schenden Kreisen dieser Gesellschaft
festgesetzt haben.

Der CSU-Sozialpolitiker Seehofer,der
sich beim Streit um die von ihm mit zu
verantwortende Gesundheitsreform der-
zeit geschickt im Hintergrund hält,schal-
tete sich in die Debatte um die Bundes-
agentur und deren umstrittenen Chef ein
mit der Forderung, die Arbeitslosenver-
sicherung als bundesweites Versiche-
rungssystem aufzulösen und die Arbeits-
losenversicherung stattdessen komplett
den Ländern zu übertragen. Eine solche
„Reform“ würde vor allem den statt-
lichen West-Ost-Transfer und den Trans-
fer von Versicherungsgeldern aus Gebie-
ten mit relativ geringer Arbeitslosigkeit
in Gebiete mit hoher Arbeitslosigkeit
schlagartig beenden. Dass ein solcher
Vorstoß aus Bayern kommt, verwundert
nicht – immerhin hat das Land noch die
zweitniedrigste Arbeitslosenrate bun-
desweit. In Bayern könnte deshalb in so
einem Fall der Beitrag zur Arbeitslosen-
versicherung tatsächlich nicht unbe-

trächtlich sinken. Der Verfassungskon-
sens, für die Herstellung annähernd
gleicher Lebensverhältnisse einzutreten,
wäre damit aber ein weiteres Stück auf-
gegeben. Seehofers Vorstoß ist gegenüber
dem Westerwelle-Konzept nur eine leicht
abgemilderte Form von Sozialdarwi-
nismus.

In der Presse überwiegt jetzt die Inter-
pretation, Gerster sei vor allem an „Re-
formblockierern“ – sprich: Gegnern der
Agenda 2010 innerhalb der Bundesagen-
tur – gescheitert. Das mag sein und lässt
hoffen, dass die Beschäftigten der
Bundesagentur ihre Aufgabe nicht im
Verfolgen und Schikanieren von Arbeits-
losen sehen. Gescheitert ist Gerster aber
vermutlich nicht an diesen Gegnern
innerhalb, auch nicht an Westerwelle &
Co. außerhalb. Gescheitert ist der Mann
vielmehr an seiner eigenen Arroganz.An-
gefangen von seiner zynischen Behaup-
tung noch vor Amtsantritt im April 2002,
die Hälfte der Beschäftigten der Bundes-
anstalt sei im Grunde überflüssig, über
den luxuriösen Umbau der Chefbüros der
Bundesanstalt direkt nach dem Amtsan-
tritt, seine stattliche Dienstwagenflotte
bis zu der quasi „privaten“ Vergabe von
Millionenaufträgen an gute Freunde bei
der WMP und bei Roland Berger hat der
Mann einen Habitus entwickelt, der bei-
nahe höfisch bezeichnet werden kann.
Das haben viele Leute mit ganz ver-
schiedenen Interessen – in der Öffent-
lichkeit, in der Bundesagentur und auch
anderswo – schon bald bemerkt. Mag
sein, dass ein solcher Habitus unter Ma-
nagern großer Konzerne ohnehin der
neue Trend ist – die Ausstattung von Ex-
Mannesmann-Chef Esser,von Leuten wie
Ackermann, Schrempp oder von Pierer
ist sicher noch ein vielfaches üppiger als
die von Gerster – aber für den Chef einer
staatlich kontrollierten und weitgehend
mit Versicherungsgeldern von abhängig
Beschäftigten finanzierten Behörde wa-
ren das Benehmen und die Allüren des
Herrn Gerster schon lange kaum erträg-
lich.

Vollends zu weit ging dann vermutlich
kürzlich seine Äußerung,er werde so lan-
ge amtieren, wie er das Vertrauen seines
Dienstherrn,der Bundesregierung,besit-

ze. Darüber waren dann auch die Arbeit-
gebervertreter und die Vertreter der Län-
der im Verwaltungsrat der Bundesagen-
tur so erbost, dass sie Gerster fallen lie-
ßen. Arbeitgeber, Gewerkschaften und
der Bund und die Länder teilen sich die
Sitze im 21-köpfigen Verwaltungsrat zu
gleichen Teilen,dieses Gremium hat – auf
Vorschlag der Bundesregierung – Gerster
erst ins Amt gebracht. Dass der Chef der
Bundesagentur noch nicht einmal weiß,
wessen Vertrauen er für seine Amtsfüh-
rung braucht,hat ihm vermutlich am En-
de das Genick gebrochen. Das Vertrauen
der Öffentlichkeit und der Beschäftigten
der Bundesagentur hatte er zu diesem
Zeitpunkt bereits lange verloren. Mit 20
zu 1 Stimmen entzog der Verwaltungsrat
deshalb am vergangenen Samstag Ger-
ster sein Vertrauen. Selbst die FDP und
die Arbeitgeber, die Gerster unter ande-
ren Umständen lieber noch im Amt ge-
halten hätten, um ihn weiter als Ramm-
bock gegen gewerkschaftliche Einflüsse
und gewerkschaftsnahe Unternehmen im
Umfeld der Bundesagentur einzusetzen,
entzogen ihm das Vertrauen. Gerster war
nicht mehr zu halten.

Sperrzeiten gegen Arbeitslose 
explodierten in 2003

Welche Sitten in der Amtszeit Gersters in
der Bundesanstalt für Arbeit eingezogen
sind, macht ein Blick auf den Anfang Ja-
nuar vorgelegten neuesten Bericht der
Anstalt deutlich. Genau 141.236 Mal hat
die Bundesanstalt, seit 1.1.2004 umbe-
nannt in „Bundesagentur für Arbeit“,da-
nach in den ersten elf Monaten des Jah-
res 2003 Jahres Sperrzeiten gegen Ar-
beitslose verhängt, die einen von der An-
stalt als „zumutbar“ eingestuften Job ab-
gelehnt hatten.Gegenüber 2002 bedeutet
das einen Anstieg der Sperrzeiten um 147
Prozent. Da die Zahlen für Dezember
noch hinzu kommen, dürfte bis Ende
2003 der Anstieg solcher Sperrzeiten
noch höher werden – vermutlich ein Plus
von 180 Prozent. Fast drei Mal so vielen
Arbeitslosen wie im Jahr davor hat die
Bundesanstalt damit im Jahr 2003 alle
Leistungen zumindest vorübergehend
gesperrt.

Sperrzeit heißt: 12 Wochen lang be-
kommt der oder die Arbeitslose, gleich-
gültig, ob Arbeitslosengeld- oder Ar-
beitslosenhilfebezieher, von der Bundes-
agentur keinen Cent.Wer zweimal Opfer
einer solchen Sperrzeit wird und damit
auf mehr als 21 Wochen Sperrzeiten
kommt, fliegt sogar ganz aus der Versi-
cherung. Alle Ansprüche auf Leistungen
der Bundesanstalt, damit auch auf Kran-
kenversicherung und auf Beiträge in die
Rentenversicherung, sind dann verwirkt.
Übrig bleibt nur noch die Sozialhilfe,wo-
bei auch die wegen „Arbeitsverweige-
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rung“ gesperrt werden kann. Erst nach
zwölf Monaten versicherungspflichtiger
Jobs gibt es nach so einem Hinauswurf
aus der Arbeitslosenversicherung wieder
einen neuen Anspruch auf Arbeitslosen-
geld.

Das brutale Hinauswerfen von Ar-
beitslosen aus der Versicherung erklärt
auch, wie die Bundesanstalt es geschafft
hat, in 2003 die Zuschüsse aus dem
Bundeshaushalt niedriger zu halten, als
selbst von Eichel und den Haushaltsaus-
schuss-Mitgliedern im Bundestag erwar-
tet worden war.

Wie dramatisch der Anstieg der Sperr-
zeiten war, die die Bundesanstalt wegen
„Ablehnung einer zumutbaren Beschäf-
tigung“ verhängte,verdeutlichen die mo-
natlichen Berichte aus Nürnberg.So stieg
die Zahl solcher Sperrzeiten von 4.897 im
Januar 2003 bis Juli 2003 auf 16.249, al-
so mehr als das Dreifache. Seitdem ver-
hängt die Anstalt jeden Monat über
16.000 Sperrzeiten wegen Ablehnung an-
geblich „zumutbarer“ Jobs.

Noch deutlicher wird dramatische
Kurswechsel der Anstalt im Langzeit-
vergleich. 1998 verhängte die Bundesan-
stalt bei fast gleich hoher Zahl offiziell
erfasster Arbeitslosen wie im letzten Jahr
insgesamt 32.652 Sperrzeiten wegen Ab-
lehnung zumutbarer Jobs. In der zweiten
Hälfte 2003 schaffte sie die gleiche Zahl
an Sperrzeiten alle zwei Monate.Pro Mo-
nat ist das ein Anstieg um 500 Prozent.

Von der Leitung der Bundesanstalt
und der Bundesregierung scheinheilig
mit „mehr fordern statt fördern“ be-
schrieben, bedeutet der von Gerster ein-
geschlagene neue Kurs in Wirklichkeit
die Umwandlung der Nürnberger Anstalt
von einer Versicherungsanstalt gegen so-
ziale Not bei Arbeitslosigkeit in eine
Agentur zur Verfolgung von Arbeitslosen.

Besonders drastisch traf der Kurs-
wechsel im letzten Jahr Arbeitslose im
Osten. Obwohl dort ohnehin kaum Jobs
zu vertretbaren Arbeitsbedingungen und
akzeptablen Löhnen angeboten werden,
verhängten die Ämter in den neuen Län-
dern von Januar bis November 36.681
Sperrzeiten wegen Ablehnung „zumut-
barer“ Jobs – mehr als vier Jahren davor
zusammen.Von Januar (841 Sperrzeiten)
stieg die Zahl der monatlichen Sperrzei-
ten bis September 2003 auf 4.802 – ein
Anstieg von ebenfalls fast 500 Prozent.

5 Euro pro Stunde und weniger 
sind „zumutbar“

„Zumutbar“ ist dabei für Arbeitslose,die
mehr als sechs Monate arbeitslos sind, je-
der Job, bei dem er oder sie am Monats-
ende so viel Lohn netto in der Tasche hat,
wie er oder sie vorher als Arbeitslosen-
geld oder -hilfe bezogen hat.

Wie niedrig diese Schranken gegen
Billigjobs – also das tatsächlich gezahlte
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe
– inzwischen liegen, macht die Bundes-
anstalt an anderer Stelle ihrer Übersicht
deutlich.So bekamen im September 2003
insgesamt 676.148 Arbeitslose weniger

als 600 Euro Arbeitslosengeld. Noch
krasser war diese Zahl bei Beziehern von
Arbeitslosenhilfe. Hier mussten sogar
1,464 Millionen Bezieher (von insgesamt
2.06 Millionen) mit weniger als 600 Euro
monatlicher Arbeitslosenhilfe über die
Runden kommen.Von den „glücklichen“
Arbeitslosen, die nicht aus der Arbeitslo-
senversicherung hinausgeworfen oder
gesperrt waren, erhielt also mehr als die
Hälfte – genau 2,14 Millionen von insge-
samt 3,9 Millionen Beziehern von Ar-
beitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe –
weniger Geld aus Nürnberg, als laut
Steuerrecht „steuerfreies Existenzmini-
mum“ ist. Besonders groß ist der Anteil
solcher Niedrigstbeträge dabei erneut
unter Arbeitslosen im Osten. Von einem
„Schutz gegen soziale Not“ entfernt sich
die Arbeitslosenversicherung offensicht-
lich immer weiter.

Dabei wird selbst diese niedrige
Schranke des Arbeitslosenrechts im

kommenden Jahr fallen. Dann ist nach
dem neuen Hartz-IV-Gesetz beinahe je-
der Job für Arbeitslose „zumutbar“.Aus-
genommen sind dann nur noch Jobs, de-
ren Lohn als „sittenwidrig“ gilt. „Sitten-
widrig“ ist, so die derzeitige Rechtspre-
chung der Arbeits- und Sozialgerichte,
nur der Job, bei dem Beschäftigten ein
Drittel oder mehr unter dem Tariflohn
oder dem „ortsüblichen“ Lohn erhalten
sollen. Bei einem Mindestlohn für unge-
lernte Leiharbeit von derzeit etwa 6,80
Euro – die sogenannten „christlichen Ge-
werkschaften“ haben mit vielen Leihar-
beitsfirmen noch weit schlechtere Verträ-
ge abgeschlossen – sind damit Jobs mit 5
Euro die Stunde noch zumutbar. Bei nor-
maler Arbeitszeit, 152 Stunden im Mo-
nat, sind das 760 Euro brutto. rül

Quelle: Arbeitsmarkt in Zahlen, Dezember 2003,
herausgegeben von der Bundesagentur für Ar-
beit, 8.1.2004
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8.1.4 Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe nach der Leistungshöhe

September 2003 Bundesrepublik Deutschland

Empfänger von

Monatsbeträge Arbeitslosengeld Arbeitslosenhilfe

in Euro Insgesamt Männer Frauen Insgesamt Männer Frauen

absolut in % absolut in % absolut in % absolut in % absolut absolut

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

                   unter 300.-  116.102 6,2 34.607  3,3 81.495  9,8 272.932 13,2 84.299  188.633  

    300.- bis unter 600.-  560.046 29,9 188.326  18,0 371.720  44,8 1.191.638 57,8 681.091  510.547  

    600.- bis unter 900.-  685.075 36,5 419.793  40,1 265.282  32,0 517.401 25,1 408.131  109.270  

   900.- bis unter 1200.-  337.693 18,0 250.467  23,9 87.226  10,5 68.748 3,3 60.181  8.567  

 1200.- bis unter 1500.-  117.744 6,3 97.305  9,3 20.439  2,5 8.818 0,4 8.287  531  

 1500.- bis unter 1800.-  44.108 2,4 40.991  3,9 3.117  0,4 919 0,0 884  35  

 1800.- und darüber  15.078 0,8 14.727  1,4 351  0,0 0 0,0 0  0  

S u m m e 1.875.846 100 1.046.216  100 829.630  100 2.060.456 100 1.242.873  817.583  

Westdeutschland

                   unter 300.-  78.608 5,9 19.917  2,7 58.691  9,9 131.940 12,0 45.822  86.118  

    300.- bis unter 600.-  381.946 28,5 114.238  15,3 267.708  45,1 565.976 51,3 363.488  202.488  

    600.- bis unter 900.-  453.913 33,9 269.418  36,2 184.495  31,1 344.555 31,2 286.291  58.264  

   900.- bis unter 1200.-  269.922 20,2 206.208  27,7 63.714  10,7 53.327 4,8 47.679  5.648  

 1200.- bis unter 1500.-  99.198 7,4 83.091  11,2 16.107  2,7 7.425 0,7 7.032  393  

 1500.- bis unter 1800.-  40.322 3,0 37.647  5,1 2.675  0,5 837 0,1 806  31  

 1800.- und darüber  14.370 1,1 14.061  1,9 309  0,1 0 0,0 0  0  

S u m m e 1.338.279 100 744.580  100 593.699  100 1.104.060 100 751.118  352.942  

Ostdeutschland

                   unter 300.-  37.494 7,0 14.690  4,9 22.804  9,7 140.992 14,7 38.477  102.515  

    300.- bis unter 600.-  178.100 33,1 74.088  24,6 104.012  44,1 625.662 65,4 317.603  308.059  

    600.- bis unter 900.-  231.162 43,0 150.375  49,9 80.787  34,2 172.846 18,1 121.840  51.006  

   900.- bis unter 1200.-  67.771 12,6 44.259  14,7 23.512  10,0 15.421 1,6 12.502  2.919  

 1200.- bis unter 1500.-  18.546 3,4 14.214  4,7 4.332  1,8 1.393 0,1 1.255  138  

 1500.- bis unter 1800.-  3.786 0,7 3.344  1,1 442  0,2 82 0,0 78  4  

 1800.- und darüber  708 0,1 666  0,2 42  0,0 0 0,0 0  0  

S u m m e 537.567 100 301.636  100 235.931  100 956.396 100 491.755  464.641  

Hinweis:

Die Klassierung der Leistungsempfänger nach dem Monatssatz erfolgt rechnerisch. Dabei wird der für den Auswertungsstichtag

geltende Tagessatz (Tabellensatz ohne Kranken-, Renten- und Pflegeversicherungsbeiträge) mit einer durchschnittlichen Zahl

von 30 Leistungstagen für den Monat multipliziert.

Bundesrepublik Deutschland

aus: Arbeitsmarkt in Zahlen, Aktuelle Daten, Ausgabe Dezember 2003, herausgege-
ben von der Bundesagentur für Arbeit, 8.1.2004
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Reform der Grundsteuer

Vorsicht! Umverteilung
droht!
Versteckt in einem allgemeinen Vorschlag
zur Steuerreform hat der bayerische Fi-
nanzminister Kurt Faltlhauser von der CSU
herausgelassen, dass es weit entwickelte
Pläne zur Reform der Grundsteuer gibt. Die
Grundsteuer ist neben der Gewerbesteuer
die wichtigste Einnahme für die Gemeinden
und Städte; im Gegensatz zur Gewerbe-
steuer steht ihnen das Aufkommen aus der
Grundsteuer sogar völlig ungeteilt zu.

Faltlhauser schreibt in seiner im Internet
am 7. Januar veröffentlichten Broschüre
„Konzept 21 – Steuerreform“ in einem
Kapitel „Grundsteuer vereinfachen“,
dass Bayern zusammen mit Rheinland-
Pfalz im Auftrag der übrigen Länder ein
Konzept zur Änderung der Grundsteuer
entwickelt habe. Abgesehen davon, dass
offensichtlich die Betroffenen, nämlich
die Gemeinden und Städte, wie so oft
nicht an der Ausarbeitung beteiligt wa-
ren, was beinhalten die Vorschläge?

1. Die Steuerberechnung soll so ver-
einfacht werden, dass sie völlig von den
Kommunen übernommen werden kann.
Das ist vermutlich auch der Anreiz für die
Länderfinanzminister. Faltlhauser gibt
an, dass derzeit rund 2.500 Finanzbeam-
te bundesweit mit der Erhebung der
Grundsteuer beschäftigt seien.Gegen die
Übernahme wäre vermutlich auch von
kommunaler Seite nicht viel einzuwen-
den, denn dort gibt es bereits Personal,
das auf der Grundlage der Unterlagen,
die das Finanzamt erstellt, die eigent-
lichen Steuerbescheide für die Grund-
steuer fertig macht und die Zahlungen
überwacht.

2. Die Grundsteuer A für Land- und
Forstwirtschaft soll ersatzlos gestrichen
werden. Das Aufkommen (340 Millionen
Euro jährlich) stehe in keinem Verhältnis
zum Aufwand der Veranlagung usw.
Wahrscheinlich stimmt das,und niemand
wird sich groß aufregen,wenn diese Steu-
er entfällt. Die Wohngebäude von Land-
wirten sollen dann wie normale Woh-
nungen bewertet werden.

3. Für die Grundsteuer B, die für alle
anderen Immobilien anfällt, war bislang
der sogenannte Einheitswert die Grund-
lage, der im Westen zuletzt 1964 festge-
stellt wurde,in den neuen Bundesländern
griff man auf Werte von 1935 zurück. Ein
solches Verfahren, das auf so veraltete
Daten zurückgreift, sei wegen Ungleich-
behandlungen „verfassungsrechtlich
fragwürdig“.

Künftig sollen die Grundstücke nach
den sogenannten Bodenrichtwerten be-
urteilt werden. Die Gemeinde erstellen
bereits jetzt regelmäßig Karten, in den
diese Bodenrichtwerte festgehalten sind;
diese Werte ergeben sich aus den getätig-
ten Grundstücksverkäufen. Gebäude auf
den Grundstücken sollen separat bewer-

tet werden: „Die Gebäude werden nach
lediglich fünf Gebäudearten mit Fest-
werten je m² Wohnfläche bzw. Nutzfläche
bewertet.“

Man kann Faltlhauser glauben, wenn
er beschwichtigt, die Reform solle nicht
„Ausgangspunkt für Steuererhöhungen“
sein. Aber eine gewisse Umverteilung ist
nicht ausgeschlossen. Und da liegt in der
angepeilten Reform ein Problem, auf das
der Gesamtverband der Wohnungswirt-
schaft hinweist. Für Mietwohnungen in
Ballungsgebieten könnten die Neben-
kosten eventuell deutlich steigen. Die
Grundstücke, auf denen innerstädtische
Mietwohnungen stehen, sind relativ teu-
er und die Wohnfläche ist zugleich groß.

Auch städtebaulich kann dies – je nach
Ausgestaltung des Gesetzes – uner-
wünschte Effekte haben: Das ein- bis
zweistöckige Haus im Umland könnte, so
lässt es die Formulierung Faltlhausers er-
ahnen, deutlich bevorzugt sein.

Dagegen gab es bei den Kommunen,
der PDS (s. Pol. Ber. 20/2003) und auch
Naturschutzverbänden (s.a. Pol Ber.
23/2003) Vorschläge, den sparsamen Flä-
chenverbrauch steuerlich anzureizen
und Flächenversiegelung usw. teuer zu
machen.

Ebenfalls ist nicht klar, wie sich die
vorgeschlagene Reform auf Geschäfts-
grundstücke auswirken wird. Bisher tra-
gen diese in Ballungsräumen ganz we-
sentlich zum Gesamtaufkommen der
Grundsteuer bei,darauf deuten Untersu-
chungen aus Stuttgart und München hin.
Auch hier sind Umverteilungen bei der
Steuerlast nicht ausgeschlossen. alk

Neuwahlen in Hamburg

Linke Alternative – Für
eine solidarische Stadt
Wie berichtet (s. PB 26/03 und
1-2/04),hat es in Hamburg Be-
mühungen gegeben,zu den für
den 29. Februar angesetzten
Neuwahlen eine gemeinsame
linke Kandidatur zustande zu
bringen. Diese Bemühungen
haben zu einem Ergebnis ge-
führt. Die WählerInnenverei-
nigung REGENBOGEN wählte auf ihrer
Mitgliederversammlung am 24. Januar
die Liste für die Bürgerschaft. Unter den
insgesamt 23 Kandidatinnen und Kandi-
daten, die unter der Losung „Linke Al-
ternative – Für eine solidarische Stadt“
antreten, finden sich Mitglieder von Re-
genbogen (u.a. Platz 1), PDS (2), SAV (5),
DIDF (7), DKP (8) und eine Reihe poli-
tisch ungebundener Menschen aus der
Gewerkschaftslinken, der Bambule-Be-
wegung … Die Liste spiegelt also durch-
aus die Bündnisbemühungen der ver-
schiedenen Strömungen der politischen
und sozialen Opposition wider. Die ver-
schiedenen Schritte wurden auf insge-

samt drei großen Versammlungen bera-
ten, an denen zwischen 300 und zuletzt
immer noch um die 100 Menschen teil-
nahmen.

Schwieriger gestalteten sich die Versu-
che, auf der Ebene der sieben Bezirke ge-
meinsame linke Kandidaturen hinzube-
kommen. Hier hatte die PDS, die per Be-
schluss einer Landesmitgliederver-
sammlung von einer Kandidatur zur Bür-
gerschaft Abstand genommen hatte, ihr
Interesse angemeldet, in wenigstens drei
oder vier Bezirken offene Listen zu bil-
den und damit das „Dach“ für eine ge-
meinsame Kandidatur anzubieten. Das
hätte nicht nur dem seit einiger Zeit von
der PDS Hamburg verfolgten Konzept
der Politik „von unten“, d.h. dem Aufbau
von Bezirksverbänden und der Entwick-
lung von Politik in den Stadtteilen, ent-
sprochen, sondern auch den Gegebenhei-
ten „vor Ort“.Von Anfang an haben DKP
und SAV diese Möglichkeit zu blockieren
versucht, insgesamt nicht ganz ohne Er-
folg. Am härtesten „umkämpft“ war der
Bezirk Altona, weil sich in diesem Bezirk
sowohl die PDS wie auch Regenbogen
wenigstens theoretisch eine hauchdünne
Chance ausgerechnet hatten. Denn hier
hatte Regenbogen bei den letzten Wahlen
zur Bezirksversammlung 2001 4,4% er-
reicht (bei der Bürgerschaftswahl 3,0%),
die PDS bei der Bundestagswahl 2002
immerhin auch 2,9% (der Zweitstim-
men). Auf den Beschluss der PDS-Mit-
gliederversammlung, im Bezirk Altona
zu kandidieren, antworteten DKP und
SAV prompt mit der Ankündigung einer
Gegenkandidatur mit der Liste „Ge-
meinsam gegen Sozialkahlschlag“ – ein
Unterfangen, das schließlich jedoch
scheiterte: Man habe in der Kürze der
Zeit den Anspruch, ein wirklich breites
Bündnis zustande zu bringen, nicht hin-
bekommen.Vielleicht dämpft das die Er-
wartungen, die DKP und SAV mit diver-
sen Gegenkandidaturen z.B. bei den
Kommunalwahlen in NRW verbinden.

Dagegen hat die PDS Al-
tona eine tatsächlich offe-
ne Liste aufstellen kön-
nen, u.a. kandidieren
Menschen aus PDS, DIDF,
Linksruck und etliche
„Ungebunde“ mit und oh-
ne Migrationshinter-
grund. Auch im Bezirk

Wandsbek stellte die PDS die Liste auf,
in den fünf anderen Bezirken Regenbo-
gen, überall mit PDS-Beteiligung.

Alles in allem entwickelt sich das Zu-
sammengehen erfreulich. Ob es bei der
Aussicht auf ein gutes Wahlergebnis ei-
nen ähnlich guten Verlauf gegeben hätte,
sei dahingestellt. Da eine absolute Mehr-
heit der CDU nach allen Umfragen nicht
ausgeschlossen ist, droht, ähnlich wie
schon 2001, ein harter Lagerwahlkampf,
in dem die linke Opposition Gefahr läuft,
weit unter Wert geschlagen zu werden.
Trotzdem, die linke Alternative für eine
solidarische Stadt nimmt jetzt den Wahl-
kampf auf. scc
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Am 20. Januar kündigte US-Präsident Bush
in seiner Rede zur „Lage der Nation“ unter
anderem „eine vorwärts gerichtete Strate-
gie des Friedens für den Nahen und Mittle-
ren Osten“ an.1 Innerhalb weniger Tage ver-
dichtete sich diese vage Ankündigung zu
dem Szenario eines gewaltigen, den ganzen
Nahen und Mittleren Osten umfassenden
Schlachtplanes, in dessen Mittelpunkt die
Nato rückt.

Am 24.1. veröffentlichte die Frankfurter
Allgemeine eine Meldung, derzufolge
Chuck Hagel, republikanischer Senator
und einer der exponiertesten Mitglieder
des Auswärtigen Ausschusses des US-
Senats,die Nato auffordert,„mit der Pla-
nung für eine Rolle im israelisch-paläs-
tinensischen Konflikt“ zu beginnen. Ob-
wohl die Zeit für konkrete Entscheidun-
gen noch nicht gekommen sei, müsse sich
das Bündnis darauf vorbereiten, dass
Nato-Truppen die „Geburt eines paläs-
tinensischen Staates“ absichern und
überwachen sollten.2

Dass es sich nicht um die Wichtigtue-
rei eines letztlich unmaßgeblichen US-
Senators handelt, sondern um die Vorbe-
reitung durchaus konkreter Entschei-
dungen, geht aus zwei Artikeln hervor,
die die Financial Times Deutschland
zwei Tage zuvor veröffentlichte.3 Unter
Berufung auf Diplomaten am Nato-
Hauptquartier in Brüssel berichtet das
Blatt, die USA seien entschlossen, die
Nato nicht nur in Irak, sondern im gan-
zen Nahen und Mittleren Osten einzu-
setzen. Schon zum nächsten Nato-Gipfel
in Istanbul im Mai hätten die USA und
die Türkei mindestens sechs Mittelmeer-
staaten eingeladen. Die Rede ist von Ma-
rokko, Mauretanien, Tunesien, Ägypten,
Israel (nicht genannt, obwohl wahr-
scheinlich eingeladen: Jordanien) sowie
gegebenenfalls Katar und anderen Golf-
staaten.

In Istanbul wird die Nato-Osterweite-
rung mit dem Beitritt von weiteren sie-
ben Staaten4 im Wesentlichen abge-
schlossen. „Die dann auf 26 Mitglieder
erweiterte Militärorganisation würde als
Konsequenz und in einer geostrategi-
schen Neuorientierung versuchen, ihre
Einflusssphäre über den Nahen Osten bis
hin nach Afghanistan auszuweiten“,
kommentiert die Financial Times.

„Geostrategische Neuorientierung“ lange
vorbereitet, aber …

Sicher, die „geostrategische Neuorien-
tierung“ reicht länger zurück. Bereits
1994, drei Jahre nach dem letzten Golf-
krieg, hatte die Nato eine „Mittelmeer-
Initiative“ ins Leben gerufen und einen

„Dialog“ etabliert. In dem Maße, in dem
sie ihren neuen Einflussbereich Osteuro-
pa festigten, wandten sich die Haupt-
mächte der Nato der das Mittelmeer um-
spannenden Region zu. Dabei handelt es
sich um eine Region mit gewaltigen Erd-
ölvorkommen, in der je nach Zurechnung
zwischen 350 und 700 Mio. Menschen le-
ben, und die drei Kontinente verbindet,
eine Drehscheibe wichtiger Handelswe-
ge zwischen den Ländern Europas,Nord-
afrikas, Westasiens und des Fernen Os-
tens.5 Seither befassen sich die Nato-
Oberbefehlshaber Saceur und Saclant
zunehmend mit der Ausarbeitung von Ri-
sikoszenarien und der Planung von „Kri-
senmanagement“, angefangen von frie-
denserhaltenden Militäreinsätzen, re-
gionalen Artikel-5-Optionen6 sowie von
Militäreinsätzen unterhalt der Artikel-
5-Schwelle, z.B. „Abschreckungsopera-
tionen“ gegenüber Staaten mit Massen-
vernichtungswaffen etc.

Auch für die EU ist der Mittelmeer-
raum spätestens seit Mitte der 90er Jah-
ren verstärkt ins Blickfeld gerückt.
Schon 1992 hatte die WEU eine Mittel-
meer-Initiative ergriffen und einen „si-
cherheitspolitischen Dialog“ mit Maure-
tanien, Marokko, Tunesien und später
mit Ägypten und Israel aufgenommen.
1995 leitete die EU den sog. Barcelona-
Prozess ein, eine „euro-mediterrane
Partnerschaft“, die durch Förderung des
Freihandels, Förderung politischer Re-
formen und „sicherheitspolitische“ Zu-
sammenarbeit „im Mittelmeerraum eine
Zone der Stabilität und der Prosperität
schaffen“ soll, so ist auf der Website des
Auswärtigen Amtes zu lesen. Beteiligt
sind neben der EU elf Anrainerstaaten
des südlichen und östlichen Mittelmeers
sowie die palästinensische Autonomie-
behörde. Erst jüngst betonte EU-Kom-
missar Patten die „enorme geostrategi-
sche Bedeutung“, die das „Südufer des
Mittelmeers“ für die EU
habe.7 Zwischen 2000 und
2006 versucht die EU des-
sen Entwicklung mit 5
Mrd. Euro direkter Hilfen
sowie mit Krediten in Hö-
he von mehr als 6 Mrd.Eu-
ro zu beeinflussen.Für die
EU-Länder steht nicht
zuletzt im Vordergrund,
die Wanderungsbewegun-
gen aus der Region in die
EU zu unterbinden.Aller-
dings wird allenthalben
berichtet, dass der Barce-
lona-Prozess immer wie-
der an den Auswirkungen
des palästinensisch-israe-

lischen Konflikts aufläuft.
Die Financial Times sieht in der stra-

tegischen Neuausrichtung der Nato die
„große Chance, die unterschiedlichen
Schwerpunkte und Fähigkeiten der
Bündnispartner zu bündeln und an den
neuen sicherheitspolitischen Anforde-
rungen auszurichten. (…) Die Amerika-
ner haben sich dort (im Mittleren Osten
– Verf.) zuletzt vor allem auf sich selbst
und ihre unbestrittene militärische Stär-
ke verlassen. Die Europäer haben dage-
gen vor allem die Notwendigkeit ,wei-
cher‘ Strategien betont: diplomatisches
Engagement, humanitäre Hilfen, Unter-
stützung beim Aufbau neuer ziviler und
staatlicher Strukturen. Beide Ansätze
schließen sich jedoch nicht aus, sondern
können sich sehr erfolgreich ergänzen,
wie sich etwa in Afghanistan oder in den
Verhandlungen über das Nuklearpro-
gramm Irans gezeigt hat. Für Amerika-
ner wie Europäer wäre es sinnvoll, dieses
Zusammenspiel unter dem Dach der Na-
to zu institutionalisieren. Für Europa ist
dies wahrscheinlich sogar der erfolgver-
sprechendste Weg, nichtmilitärischen
Ansätzen mehr Gewicht zu verleihen.“8

… aber akut geht es um die Erweiterung
des Schlachtfeldes 

Diese Interpretation lässt jedoch Ent-
scheidendes außer Acht.Die Vorstöße,der
Nato Aufgaben im Nahen Osten zuzu-
weisen, mögen lange geplant sein und im
Zusammenhang der Gesamtstrategie zur
Neuordnung der Region zwischen In-
dien, Zentralasien, Golf und dem Mittel-
meer stehen. Aber diese Pläne sind über
den Haufen geworfen.

Mit dem Krieg gegen den Irak hatten
sich die USA eine Perspektive für den
Versuch einer politischen Neuordnung
des Mittleren Ostens zu eröffnen ge-
glaubt. Eine überlegene Militärmacht
sollte das Regime Saddam Husseins

Ein folgenreicher Plan nimmt Gestalt an

Nato-Einsatz verwandelt den Nahen Osten
in ein einziges Schlachtfeld

Die Strategie der USA ist im Irak nicht aufgegangen.
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niederwerfen,der militärische
Erfolg eine Modernisierung
des Irak nach westlichem Vor-
bild in die Wege leiten und da-
mit einen Modernisierungs-
schub in der ganzen Region
auslösen.„Ein ,Modell Irak‘ …
sollte auch ein Beispiel für De-
mokratisierung und Liberali-
sierung der arabischen Welt
wie im Osten des Iran geben,“
beschreibt Lothar Rühle,
Staatssekretär a.D. die mit
dem Irak-Krieg verbundenen
Erwartungen.9 „Die Golfre-
gion würde auf diese Weise zu
einer Stabilitätszone auf der
Basis demokratischer Ent-
wicklung bei weiterer Öffnung nach
Westen und enger Verbindung zu Ameri-
ka werden. (…) Die verbündete Türkei
würde als regionaler Stabilitätsanker
und strategischer Partner der USA als
Interventionsbasis an der Kontrolle des
Mittleren Ostens beteiligt, sodass US-
Militärpräsenz nicht überwiegend auf
arabischen Boden abgestützt werden
müsste. Demokratische Regierungen
oder jedenfalls solche in einem Transfor-
mationsprozess ihrer Länder in Richtung
auf demokratische Verhältnisse würden
zuverlässigere Partner sein. (…) Mit der
Verlegung des Schwerpunkts der US-Mi-
litärpräsenz am Golf aus Saudi-Arabien
nach Kuwait, Katar und in andere klei-
ne Küstenstaaten, die schon vor dem
Kriegsbeginn vollzogen war, würde es
möglich, künftig die Golfküsten von See
her, aber auf die Küste abgestützt, mili-
tärisch zu kontrollieren.“ Ein solches
Konzept hätte durch die Ausweitung der
Nato-„Partnerschaft für den Frieden“
auf den Mittelmeer und die Golfregion,
die laut Financial Times „Kernstück“ der
US-Pläne für die Rolle der Nato im Mitt-
leren Osten ist, ergänzt „Krisenmanage-
ment“, „Abschreckungsoperationen“
oder „friedenserhaltende Maßnahmen“,
abgestützt werden können. Die USA und
die EU hätten die Region dominieren
können,ohne sie militärisch unterwerfen
und besetzen zu müssen.

Aber dieses Konzept lässt sich nicht
mehr umsetzen, und deshalb gewinnen
die skizzierten Pläne einen noch einmal
ganz anderen Charakter. Denn die USA
sind mit ihrer Strategie im Irak geschei-
tert. Zwar wurde Saddam Hussein ge-
schlagen,aber der militärische Erfolg hat
keinen Modernisierungsschub ausgelöst,
sondern Chaos, bürgerkriegsähnliche
Zustände und einen zermürbenden, ver-
lustreichen Guerillakrieg gegen die Be-
satzungstruppen, der auch nach der Ge-
fangennahme  Saddam Husseins nicht
nachlässt. Ein Rückzug aus dem Irak be-
deutete für die USA eine schwere, kaum
hinnehmbare Niederlage. In einem inter-
nen Memorandum warf US-Verteidi-
gungsminister Rumsfeld im Oktober
letzten Jahres die Frage auf, ob man im
Irak „das Richtige“ tue, ob die US-
Streitkräfte „gewinnen oder verlieren“.

Ende Oktober, als er sich öffentlich zu
dem Dokument bekannte, kündigte er in
diesem Zusammenhang einen „langen,
harten Marsch“ an.9 Das bedeutet, wie
jetzt klar wird, ganz konkret: Die USA
ziehen aus den offensichtlich unerwarte-
ten Problemen im Irak die Konsequenz,
das Schlachtfeld über den Irak hinaus zu
erweitern.Der ganze Nahe und Mittleren
Osten soll zum Operationsgebiet werden.
Da ihre eigenen Kräfte schon im Irak
nicht ausreichen, wollen sie die Nato auf
den Plan rufen.

Ihr erstes Ziel dabei ist, die Nato
schnell im Irak in Einsatz zu bringen.
Bisher sind zwar 18 der 26 Nato-Mit-
gliedstaaten an der Besetzung des Irak
beteiligt. Die Nato selbst leistet jedoch
„nur“ logistische Unterstützung für die
polnischen Truppen in Irak. Noch in die-
ser Woche will sich Bush mit dem neuen
Nato-Generalsekretär de Hoop Scheffer
treffen. Letzterer befürwortet den Nato-
Militäreinsatz im Irak und spricht sich
ebenfalls ausdrücklich dafür aus, dass
sich Frankreich und Deutschland betei-
ligen.Dafür warb in den vergangenen Ta-
gen erneut auch US-Außenminister Po-
well.Wie zu befürchten ist, nicht vergeb-
lich. Die Bundesregierung ließ inzwi-
schen durchblicken, einem Nato-Einsatz
mit UN-Mandat zustimmen zu wollen.
Man wolle, hieß es zunächst, aber keine
Bundeswehrsoldaten in den Irak entsen-
den, dann, allenfalls Sanitätssoldaten,
und schließlich,wenn Bundeswehrsolda-
ten im zukünftigen Nato-Hauptquartier
in Irak entsandt würden, dann mit
Bundestagsmandat.10

Gleichzeitig wird vorbereitet, der Na-
to die Zuständigkeit für alle militäri-
schen Operationen in Afghanistan zu
übertragen, also nicht nur wie bisher für
die Isaf-Truppen, sondern auch für die
Einsätze der dort nach wie vor operie-
renden US-Einheiten.

Dramatisch gefährlich aber ist vor al-
lem die Absicht, mit der Nato in den is-
raelisch-palästinensischen Konflikt zu
intervenieren. Das würde unweigerlich
die ganze Region in einen blutigen Krieg
hineinreißen und jede Lösung auf lange
Zeit hinausschieben. Denn eine Lösung,
die nicht beiden Seiten gerecht wird, die
– bestenfalls – den Status quo festigt und

damit den Palästinensern keine Ent-
wicklungsperspektive lässt, kann nicht
halten, und jeder Versuch, sie durchzu-
setzen, wird die Spirale der Gewalt an-
ziehen. Erst auf dem Weltwirtschaftsfo-
rum (WEF) in Davos hat US-Vizepräsi-
dent Cheney der „Genfer Initiative“11 ei-
ne Absage erteilt und betont, die USA
stünden hinter der israelischen Regie-
rung von Ministerpräsident Scharon.12

In derselben Rede rief Cheney die Nato-
Mitgliedstaaten auf, ihre Truppen zu er-
höhen. Kanada und die europäischen
Mitglieder hätten zwar 1,4 Millionen
Soldaten unter Waffen, jedoch „ledig-
lich“ 55 000 Soldaten in Auslandseinsät-
zen. Dies sei nicht genug.

Vorentscheidung auf Müncher 
Nato-Konferenz?

Der Financial Times zufolge waren die
Reaktionen der EU auf die Anforderun-
gen an die Nato und ihre zukünftigen
Einsätze im Nahen und Mittleren Osten
verhalten, aber nicht strikt ablehnend.
„Von europäischer Seite“, wusste das
Blatt zu berichten, wurde „vor einer
Überforderung der Allianz gewarnt und
von einer ,noch provisorischen Idee‘ ge-
sprochen.“

Man muss davon ausgehen, dass die
politischen und militärischen Führungs-
kräfte auf der 40. Nato-Sicherheitskon-
ferenz Anfang Februar in München den
Plan eines Nato-Einsatzraumes „Grea-
ter Middle East“ (ftd) von allen Seiten
wälzen und Entscheidungen vorbereiten.
Die Entscheidung für den Nato-Einsatz
in Irak und über ihre zukünftige Rolle im
Nahen und Mittleren Osten soll dann auf
dem Istanbuler Nato-Gipfel im Mai ge-
fällt werden. scc

1 zitiert nach: Financial Times Deutschland
(ftd), 22.1.

2 FAZ, 24.1., S. 2
3 ftd, 22.1., USA verlangen Nato-Rolle im Na-

hen Osten. Außerdem: Die neue Nato
4 Estland, Lettland, Litauen, Slowakei, Slowe-

nien, Bulgarien, Rumänien
5 Wie bedeutsam der Mittelmeerraum als Dreh-

scheibe ist, zeigt die Tatsache, dass 30% aller
in See befindlichen Schiffe dieser Welt das
Mittelmeer befahren.

6 Artikel 5 des Nato-Vertrages regelt die Bei-
standsverpflichtung.

7 Deutsche Welle, 2.12.03
8 ftd, 22.1., USA verlangen Nato-Rolle im Na-

hen Osten
9 in: ÖMZ, 1/2004
10 Diese verwundene Positionsentwicklung be-

richtet die ftd am 15.1.04.
11 Die „Genfer Initiative“, die von israelischen

und palästinensischen Persönlichkeiten am
1.12.03 unterzeichnet wurde, sieht u.a. vor,
dass sich Israel auf die Grenzen von 1967 zu-
rückzieht unter Wahrung des Rechts auf bei-
derseitig vereinbarte Modifikationen,dass die
jüdischen Siedler nach Israel zurückgeführt
werden, dass ein ständiger Korridor zwischen
der Westbank und dem Gazastreifen geöffnet
wird,dass Jerusalem neben der Hauptstadt Is-
raels auch die Hauptstadt des Staates Paläs-
tina wird und dass für die palästinensischen
Flüchtlinge von 1947/48 eine gerechte Rege-
lung gefunden wird.

12 Neue Zürcher Zeitung, 24.1.04

Die Region droht in Flammen aufzugehen.
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US-Vorwahlkampf

Iowa Caucus,
erste Station des 
Wanderzirkus
Die erste Station des Wanderzirkus der
Präsidentenwahl ist der Caucus in Iowa
am Montag, den 19. Januar. Aber Ach-
tung! Der Iowa Caucus ist keine Vorwahl,
er ist eine Art Volksbefragung, wie sie
1846 eingeführt wurde, als Iowa ein US-
Bundesstaat wurde, es ist also ein völlig
antiquiertes Verfahren.

In mehr als 1900 Wahlbezirken werden
Zusammenkünfte abgehalten, in Kir-
chen, Turnhallen, privaten Wohnzim-
mern oder Küchen.Dort wird erst einmal
ausgiebig gegessen, dann werden die
Kandidaten der Demokratischen Partei
vorgestellt, dann bilden die Anhänger
der verschiedenen Kandidaten Gruppen
oder Grüppchen, die Unentschiedenen
stehen abseits und werden kräftig um-
worben. Es ist also keine freie und ge-
heime Wahl, sondern es wird mit den Fü-
ßen in aller Öffentlichkeit abgestimmt
und nicht mit Stimmzetteln. Per Ta-
schenrechner wird nun bestimmt,welche
der Kandidaten mindestens 15% der
Stimmen der Anwesenden erhalten ha-
ben, diese Kandidaten bleiben im Ren-
nen, die anderen scheiden aus. Dabei
wird keineswegs direkt ein Kandidat ge-
wählt, sondern nur Delegierte, die dann
auf dem Demokratischen Parteitag für
diesen Kandidaten stimmen sollen.

Dieses Wahlverfahren ist übrigens für
den Irak für die so genannten Wahlen im
Sommer geplant, daher gehen dort z.Z.
Zehntausende auf die Straße, um gegen
dieses Verfahren und für freie und gehei-
me Wahlen zu demonstrieren.

Natürlich wird alle vier Jahre gefragt,
wofür dieses Kasperltheater eigentlich
gut sein soll? Das führt regelmäßig zu ei-
nem Schrei der Empörung in Iowa, denn
dieser Caucus ist für
diesen landwirtschaft-
lichen, dünn besiedel-
ten Staat im Mittleren
Westen die einzige
Möglichkeit, auch mal
von den Medien beach-
tet zu werden. Iowa ist
so groß wie West-
deutschland, es hat ca.
3 Millionen Einwohner
und 10 Millionen
Schweine. Es besteht
hauptsächlich aus end-
losen Mais- und Soja-
bohnenfeldern, von der
ursprünglichen Prärie
ist nichts mehr übrig.

Die Bevölkerung ist
dementsprechend kon-
servativ, aber vielen ist
die Bushregierung zu
radikal und sie wün-
schen sich eine fried-

lichere Politik. Gerade in diesen Agrar-
staaten gibt es noch viele Veteranen, die
im 2. Weltkrieg, Korea und Vietnam ge-
kämpft haben und die vom Krieg genug
haben. Ethnisch gesehen ist Iowa über-
wiegend weiß, mit einem starken deut-
schen Bevölkerungsanteil, dazu gehören
auch Amische Gemeinden, die sowieso
nie wählen.

In den Schlachthöfen und Fleischfa-
briken arbeiten aber immer mehr Mexi-
kaner für schlechten Lohn und bei mi-
serablen Arbeitsbedingungen.Nur weni-
ge von ihnen sind aber wahlberechtigte
amerikanische Staatsbürger. In letzter
Zeit werden allerdings klammheimlich
immer mehr muslimische Einwanderer
in Iowa angesiedelt, wo sie, weit ab von
den amerikanischen Bevölkerungszen-
tren, die gesunde Landluft (voller Herbi-
zide und Pestizide) genießen können.

Traditionell haben im Iowa Caucus die
Kandidaten die besseren Aussichten, die
aus dem Mittleren Westen stammen. Die-
ser Trend wäre Dick Gephardt aus Mis-
souri zugute gekommen, aber damit
rechneten nur die Wenigsten. Der Demo-
kratische Abgeordnete, im Repräsentan-
tenhaus seit 1982, war immer ein Kämp-
fer für die Arbeiterschaft, die Gewerk-
schaften, die soziale Gerechtigkeit. Sein
großes Handicap war aber heute, dass er
im März für den Irakkrieg gestimmt hat.
Inzwischen ist im linken Flügel der De-
mokratischen Partei, die ihn unterstüt-
zen sollte,die Stimmung aber so,dass ein
Kandidat, der für diese Invasion ge-
stimmt hat, bei den linken Demokraten
keine Chance mehr hat.

Dass John Kerry und John Edwards in
Iowa gut abgeschnitten haben (38% und
32%) hat also nicht viel zu sagen. Be-
merkenswert ist aber, dass Howard Dean
eine Abfuhr erhalten hat, irgendwie ist es
eben nicht gerade glaubhaft, wenn der
Sohn eines Wallstreet-Bankers den Leu-
ten vorzumachen versucht, er wäre ja
auch nur einer der einfachen Leute (or-
dinary American).

Bedenklicher ist schon, dass seine
Niederlage eine Folge des Kesseltreibens
sein könnte, das von dem Camp John Ed-
wards in Gang gesetzt wurde. Das The-
ma ist dabei die Frau von Howard Dean,
die sich fast nie während der Wahlkam-
pagne sehen lässt. Sie ist praktizierende
Landärztin mit zwei Söhnen (16 u. 19
Jahre alt) und ist der Meinung,dass es ihr
wichtiger ist, ihre Praxis und den Haus-
halt zu führen,als als Galionsfigur in den
Wahlkampf zu ziehen. John Edwards
Frau dagegen, deren Kinder erst 2 und 5
Jahre alt sind, kämpft unermüdlich im
ganzen Land für ihren Mann. In Ameri-
ka spricht man ständig von „family va-
lues“, aber wehe, man nimmt das ernst.

Der Senator von Massachusetts, John
Kerry, ist ein Veteran des Vietnamkriegs
und Träger mehrer Kriegsauszeichnun-
gen. Wichtig ist, dass er ein Gründungs-
mitglied der Friedensorganisation Vete-
rans Against War ist. Er hat aber für die
Invasion in Afghanistan und im Irak ge-
stimmt. Er kann darauf hinweisen, dass
er mehr Erfahrung in der Außenpolitik
hat als alle anderen Demokratischen Be-
werber, und er behauptet, dass er die Be-
satzung des Irak mit Hilfe der UN und
des Auslands schnell beenden könnte.
Seine Stärke ist die Umweltpolitik, er
war maßgebend daran beteiligt, dass die
Ölbohrungen in Alaska blockiert wur-
den.

Sen. John Edwards von North Caroli-
na ist erst durch seine Bewerbung als
Präsidentschaftskandidat bekannt ge-
worden, er ist für viele ein recht unsi-
cherer Kandidat. Es ist aber richtig, dass
er als Senator des konservativen Süd-
staats North Carolina sich immer wieder
für fortschrittliche und liberale Gesetze
engagiert hat. Wie Clinton seinerseits in
Arkansas,so hat auch Edwards in seinem
Heimatstaat viele Feinde, während er als
Kandidat mit seinem versöhnlichen Ton
und seiner gemäßigten Agenda viele
Sympathien gewonnen hat. Auch er hat
mit Tom Daschle für den Krieg gegen den

Irak gestimmt, er vertritt
eine ähnliche Linie wie
John Kerry. Aber er hat
praktisch in der Außen-
politik überhaupt keine
Erfahrungen.

Der Iowa Caucus war
schon deswegen nicht re-
präsentativ,weil zwei der
Demokratischen Kandi-
daten, General Wesley
Clark und Senator Jo-
seph Lieberman, sich an
dieser Abstimmung gar
nicht beteiligt haben. Sie
betrachteten das Ganze
nur als Geldverschwen-
dung und konzentrieren
sich statt dessen auf die
Vorwahlen in New
Hampshire am 27. Janu-
ar.

Hanna Corniels,
20.1.2004Am 27.1. begann die Vorwahl in New Hampshire
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Einige hundert Israelis – Refuseniks und
Unterstützer – demonstrierten am 16.Ja-
nuar am Kisufim-Checkpoint für das
Ende der israelischen Besatzung der pa-
lästinensischen Gebiete.Aufgerufen hat-
te zunächst die Initiative Courage to Re-
fuse (die Initiative der 583 aktiven Re-
servesoldaten, die sich weigern, in den
besetzten Gebieten zu dienen). Die Initi-
ativen der Piloten und der Kommando-
einheiten, die sich ebenfalls verweigern,
hatten sich dem Aufruf angeschlossen.
Damit haben die verschiedenen Verwei-
gerergruppen ihre Zusammenarbeit auf-
genommen. Auch Eltern gefallener Sol-
daten beteiligten sich an der Demon-
stration mit Spruchbändern wie „Holt
die Jungs nach Hause“. Auf anderen
Transparenten war zu lesen: „Verweige-
rung – zum Wohle der IDF-Soldaten
ebenso wie zum Wohle von Israel als ei-
nem sicheren, demokratischen und zio-

nistischen Staat“. Der Ort der Demon-
stration ist von symbolischer Bedeutung:
Im Gaza-Streifen sind in den letzten drei
Jahren viele Soldaten der israelischen
Armee (IDF) gefallen, die hier ihren
Dienst taten, um die vorgeschobenen
Siedlungen zu schützen.

Ein ehemaliger Oberstleutnant, nach
31 Jahren Armeedienst in den Ruhestand
versetzt, gab seinen Rang zurück und
fasste in einem Offenen Brief an den
Stabschef der IDF die Kritik zusammen:
„Ein Staat, dessen Armee zivile Demon-
strationen mit scharfen Schüssen auf-
löst, ist kein demokratischer Staat. Eine
Armee, die ihre Soldaten lehrt, Verbre-
chen dieser Art iin Erwägung zu ziehen,
hat ihre Grenzen  verloren. Ich war Zeu-
ge des Verfalls – Stufe um Stufe wegse-
hen – gegen die Armeeregeln – wenn Ge-
fangene misshandelt werden. Wegsehen,
wenn Soldaten auf unbewaffnete paläs-

tinensische Zivilisten schießen. Wegse-
hen, wenn (jüdische) Siedler die Gesetze
brechen, einschließlich bewaffneter
Überfälle auf palästinensische Dörfer.
Eine zivile Population wird unterdrückt
– mittels Checkpoints,Blockaden,Abrie-
gelungen und Ausgangssperre – auf Be-
fehl. Das Militär ignoriert, wenn Palästi-
nenser an Checkpoints, bei Durchsu-
chungen und in Gewahrsam degradiert,
misshandelt und malträtiert werden.
Man eröffnet das Feuer auf steinewer-
fende Kinder, auf Arbeiter und unbe-
waffnete Leute, augenscheinlich auf Be-
fehl. Man führt Militäroperationen
durch, inklusive präventiver Liquidie-
rungen, wobei man im Voraus weiß, dass
auch Unschuldige zu Schaden kommen
werden. (…) Stufe um Stufe werden Sol-
daten, Kommandeure, die ganze Nation
korrumpiert.“ 
(Quellen und Bilder: seruv.org.il; yahoo, Z-Net)

Bewegung in der Zypern-Frage
Die aus den Wahlen als stärkste Partei
hervorgegangene, linksgerichtete Tür-
kisch-Republikanische Partei, die sich
für den Dialog mit dem griechischen Teil
der Insel einsetzt, hat sich auf ein Bünd-
nis mit der Demokratischen Partei geei-
nigt, deren Chef Denktaschs Sohn Ser-
dar ist. Der hatte lange den UN-Frie-
densplan abgelehnt, jetzt aber erklärt, er
liege nach wie vor auf dem Tisch. Auch
die Regierung und das Militär der Türki-
schen Republik haben sich inzwischen
für die Wiedervereinigung der Insel aus-
gesprochen, wobei sie den UN-Friedens-
plan einerseits als Grundlage anerken-
nen, andererseits aber auf der Anerken-
nung der „Fakten“ – d.h. der Teilung, be-
stehen. Zypern ist geteilt, seit die türki-
schen Streitkräfte 1974 den Norden be-
setzten; vorausgegangen war ein Putsch
rechtsextremer griechisch-zyprischer
Offiziere, die mit Unterstützung der da-
maligen griechischen Militärjunta den
Anschluss an Griechenland hatte durch-
setzen wollen.Zypern tritt zum 1.Mai der
EU bei.Wenn es bis dahin keine Einigung
gibt, werde die EU die Stationierung von

nach wie vor 30.000 türkischen Soldaten
als Besatzung von EU-Territorium be-
handeln, drohte Fischer bei Gesprächen
mit seinem türkischen Amtskollegen in
der letzten Woche. (Quelle: NZZ)

Grüne Europapartei
31 Grüne Parteien aus ganz Europa wer-
den vom 20. bis 22. Februar zum Grün-
dungskongress der „Europäischen Grü-
nen Partei“ in Rom zusammenkommen.
Die Entscheidung für die Gründung war
bereits im Mai 2002 bei einer Konferenz
der „Europäischen Föderation Grüner
Parteien“ (EFGP) in Berlin ge-
troffen, die Vorbereitungen
wurden im Mai 2003 konkret.
Beim Ratstreffen der EFGP im
November 2003 nahmen die
Grünen Parteien die Statuten
der Europäischen Grünen Par-
tei an. Den Auftakt der dreitä-
gigen Gründungskonferenz
wird der deutsche Außenmi-
nister Fischer mit einer Rede
zum Thema „Europa als Glo-
bal Player“ halten.
(Quelle: akin)

Einzelhandelstreik wird härter
Der Streik der Beschäftigten von drei
großen Einzelhandelskonzernen im süd-
lichen Kalifornien dauert nun schon – bei
großer Unterstützung durch andere Ge-
werkschaften und durch die Bevölke-
rung – über 13 Wochen an (s.u.a. letzte
Ausgabe der PB). 77.000 sind im Streik
oder ausgesperrt. Die Auseinanderset-
zung wird härter: In der letzten Woche
griff die Polizei Streikketten an und
nahm mehrere Streikende fest. Quelle:
Indymedia Los Angeles)

Zusammenstellung: scc
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Frauenagenda zum neuen Sozial-
staat contra Agenda 2010
DRESDEN. Von Chancengleichheit für
Frauen und Männer ist die gegenwärtige
Gesellschaft in Deutschland noch weit
entfernt.Die gegenwärtigen Veränderun-
gen führen nicht zu mehr Gleichberech-
tigung, sondern zu sozialer Spaltung und
Ungerechtigkeit, so das Fazit der 16.
Bundeskonferenz der kommunalen Frau-
en- und Gleichstellungsbeauftragten in
Dresden. Mit ihrer „Frauenagenda zum
neuen Sozialstaat“ beschlossen die 430
Teilnehmerinnen nach dreitägiger Bera-
tung mit überwältigender Mehrheit ein
Arbeitspapier, das Alternativen zur der-
zeitigen Reformpolitik der Bundesregie-
rung aufzeigt. Die Grundforderung der
Frauenbewegung nach eigenständiger
Existenzsicherung für Frauen ist bisher
unerfüllt. Im „Dresdner Dokument“ der
Bundeskonferenz heißt es dazu: „Das
Problem liegt darin, dass mit der Agenda
2010 ein Normensystem etabliert wird,
das weder demokratisch noch sozial noch
freiheitlich ist und das implizit mehr als
der Hälfte der Bevölkerung keine glei-
chen Chancen einräumt.“ Die Bundes-
konferenz der BAG kommunaler Frauen-
büros spricht sich deshalb für eine ge-
schlechtergerechte Reform aus. Dazu ge-
hören als Grundlage für eine moderne
Arbeits-,Wirtschafts- und BürgerInnen-
gesellschaft die Sicherung sozialer Rah-
menbedingungen durch den Sozialstaat,
wie Grundabsicherung für den Notfall,
bei Erwerbsunfähigkeit, Behinderung,
Krankheit und im Alter, die eigenständi-
ge Existenzsicherung beider Geschlech-
ter, die Verpflichtung Erwerbsfähiger für
sich zu sorgen, ein modernes öffentliches
Bildungssystem und ein vielfältiges An-
gebot öffentlicher Kinderbetreuung.
Außerdem fordert sie die Erweiterung der
Gleichstellungspolitik um eine demokra-
tische Genderpolitik,um die tatsächliche
Gleichstellung von Frauen und Männern
in allen Lebensbereichen durchzusetzen

sowie den Erhalt frauenspezifischer
Strukturen, bis die Chancengleichheit
für Frauen verwirklicht ist.

www.frauenbeauftragte.de 

Dachverband fzs kritisiert BAföG-
Vorschläge aus Baden-Württemberg
STUTTGART. Der freie zusammenschluss
von studentInnenschaften (fzs) hält die
Vorschläge zu einer Änderung des BAföG
(Bundesausbildungsförderungsgesetz) in
weiten Teilen für falsch. Das Land Ba-
den-Württemberg hat einen Gesetzes-
vorschlag zur Diskussion in den Bundes-
rat eingebracht. „Bei den Entwürfen
handelt es sich hauptsächlich um Kür-
zungen, die unter dem Deckmantel von
Verwaltungsvereinfachungen durchge-
setzt werden sollen. Für viele Studieren-
de wird das BAföG um bis zu 44 Euro sin-
ken“, kommentiert Sascha Vogt vom Vor-
stand des bundesweiten studentischen
Dachverbandes. Problematisch ist auch,
dass der Gesetzesentwurf gerade die so-
zial Schwächsten unter den BAföG-
EmpfängerInnen treffen wird. Das zeigt
beispielsweise die Streichung des Wohn-
kostenzuschusses für Studierende, die
bei ihren Eltern wohnen.Nach der 16.So-
zialerhebung des Deutschen Studenten-
werks bleiben gerade Studierende aus fi-

nanzschwachen Familien zuhause woh-
nen. Eine kurzfristige BAföG Novellie-
rung ist laut fzs durch die Neuregelungen
der Agenda 2010 dringend erforderlich
geworden. Durch die Senkung der Wer-
bekostenpauschale erhöhen sich für
zahlreiche Studierenden die Nachteile
beim BAföG, die bereits durch die Neu-
regelung der Minijobs entstanden sind.
Der fzs fordert deshalb eine Erhöhung
des monatlichen Einkommensfreibe-
trags beim BAföG auf 255 Euro.

www.fzs-online.org

Kopftuch-Position der Landesschüler-
Innenvertretung (LSV) in NRW
DÜSSELDORF. So wenig sich NRWs Schü-
lerInnen auch auf eine einheitliche Posi-
tion pro- oder contra- Kopftuchverbot
einigen können, so ist doch ein Punkt für
alle klar: Ein einseitiges Verbot von Zei-
chen einiger Religionen,wie es gerade aus
dem konservativen Lager gefordert wird,
kann keine Lösung sein.„Wir dürfen ein-
fach nicht zulassen,dass der Islam als Re-
ligion von einigen Landesregierungen
diskriminiert wird. Religion ist Religion.
Jeglicher religiöse Einfluss auf Schule
muss kritisch betrachtet werden, da
Schule neutral sein muss. Da hat das
Christentum kein Recht auf eine Sonder-
stellung nur weil es historisch gesehen
sehr einflussreich in Deutschland war
oder christliche Glaubenssymbole in
Schule bisher kein öffentliches Thema
waren“, kommentiert Annika Salingré
vom Vorstand der LSV NRW den Geset-
zesvorstoß u.a. von Bayern, nur das
Kopftuch zu verbieten. „Sollte auch
NRW eine solch diskriminierende Geset-
zesregelung erlassen, so ist der Landes-
regierung der Protest der SchülerInnen
sicher“, ergänzt Martin Ströhmeier,
ebenfalls vom Landesvorstand. „Ein ein-
seitiges Verbot kann eben nicht der rich-
tige Weg sein, um andere Kulturen ken-
nen zu lernen und auch tolerant mit ih-
nen umzugehen, was ein wichtiger As-

DÜSSELDORF. Ca. 77.000 Unterschriften hat die
Volksinitiative „Jugend braucht Zukunft“ in NRW
gesammelt. Nach Redaktionsschluss wird am 30. Ja-
nuar das Innenministerium bekanntgeben, ob die
nötigen 66.000 gültigen Unterschriften erreicht wer-
den konnten. Wenn die Aktion erfolgreich war, und
mit dem rechnet die Volksinitiative, muss sich der
Landtag innerhalb von sechs Monaten mit dem The-
ma beschäftigen und zu einem Beschluss kommen.
Anlass sind die geplanten massiven Kürzungen des
Landes NRW,die die Angebote der Jugendarbeit dra-
matisch bedrohen. Dagegen will die Volksinitiative
den Landtag verpflichten, sich mit der Absicherung
und Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendar-
beit/Jugendsozialarbeit zu befassen mit dem Ziel,
die Förderung aller jungen Menschen (im Sinne der
§§ 11-13 SGB VIII) in NRW rechtsverbindlich zu ge-
währleisten. Schon jetzt ist die Volksinitiative die
stärkste öffentliche Bewegung in der Geschichte der
Jugendarbeit.Die Protestaktionen vor Ort sind nicht
mehr zu zählen. www.volksinitiative-nrw.de
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pekt von Erziehung ist“, so Ströhmeier
weiter.„Wir hoffen allerdings,dass durch
die Äußerungen von Johannes Rau nun
keine neue, heftige auf politischen Eitel-
keiten und Strategiespielchen beruhen-
de Debatte aufkommt, sondern dass
schnell eine sinnvolle und faire Lösung
gefunden wird. Schließlich gibt es im Be-
reich Schule und Bildung weitaus essen-
tiellere Probleme,die gelöst werden müs-
sen“, fordert Salingré. Für SchülerInnen
ist es deshalb auch nicht nachvollziehbar,
wie der Verfassungsgrundsatz der Reli-
gionsfreiheit hierbei von vielen Politike-
rInnen mit Füßen getreten wird.

www.lsvnw.de

Demonstration gegen Privatisierung
der berufsbildenden Schulen 
HAMBURG. Selbstbewusst demonstrieren
am 27. Januar 2004 die Hamburger Azu-
bis und Berufsschüler unter diesem Mot-
to „Finger weg von unserer Bildung! Für
eine Reform in unserem Interesse: Gegen
die Privatisierung der berufsbildenden
Schulen“. Die Handelskammer will die
beruflichen Schulen in eine „Stiftung öf-
fentlichen Rechts“ überführen. In dem
Flugblatt, das Berufsschulsprecher und
DGB-Jugend verbreiten, werden die be-
fürchteten Auswirkungen aufgelistet:
„Unübersichtliche Bildungszentren mit
über 4000 SchülerInnen; Einschränkung
der allgemeinbildenden Fächer, wodurch
es auch nicht mehr möglich sein wird,
über die Berufsausbildung einen höheren
Schulabschluss zu erreichen; Ausbil-
dungsgänge ohne Berufsperspektive –
Lust auf eine Ausbildung als Gardero-
benfachmann, Fahrradkurier etc.? Kür-
zung von schulischen Vollzeitausbil-
dungsgängen (Berufsfachschule, Berufs-
vorbereitungsjahr, Fachoberschule etc.);
Einführung von Unterricht an Samsta-
gen für Azubis; Abschaffung bzw. Ein-
schränkung der Schülervertretung.“ Vom
21. Mai bis 3. November 2003 wurden be-
reits 25.000 Unterschriften für „Bildung
ist keine Ware. Volksinitiative gegen die
Privatisierung der Beruflichen Schulen
in Hamburg“ gesammelt. Infos über die
Volksinitiative unter www.dgb-jugend-
hamburg.de LBH

Prozess gegen BGS-Beamte
FRANKFURT/MAIN. Im Fall des bei einer
Abschiebung am 28. Mai 1999 in der Ob-
hut des Bundesgrenzschutzes zu Tode ge-
kommenen Aamir Ageeb findet endlich
die Hauptverhandlung statt. Prozessbe-
ginn ist am 2. Februar 2004. Anberaumt
sind mehrere Verhandlungstermine vor
dem Amtsgericht Frankfurt am Main, je-
weils montags und mittwochs ab 9.00
Uhr. Über die merkwürdigen Umstände
des sich extrem lang hinziehenden Vor-
verfahrens hatte u.a. Der Spiegel in sei-
ner Ausgabe Nr. 41/2003 berichtet. Seit
Anklageerhebung sind bis zum Prozess-
beginn fast 2 Jahre vergangen. (Pro Asyl
Infoservice 85) www.proasyl.de

Aus dem Aufruf von Europäischen Gewerk-
schaftsbund (EGB)
„Das soziale Europa ist ebenso in Gefahr
wie die nationalen Tarifverhandlungs-
und Sozialstaatssysteme der einzelnen
Mitgliedstaaten … Der EGB unterstützt
eine neue Verfassung für Europa und be-
dauert die Unfähigkeit der Regierungen,
sich auf der Grundlage des Ergebnisses
des Konvents zur Zukunft Europas zu ei-
nigen. Der EGB wünscht sich jetzt, dass
frühzeitig gehandelt wird,um sich auf ei-
ne kohärente Verfassung mit starker so-
zialer Dimension zu verständigen. Sonst
wird Europa in eine Sackgasse geraten,
und die Aussichten auf soziale Schritte
nach vorne werden in noch weitere Fer-
ne rücken. Der EGB ruft daher alle seine
nationalen und europäischen Mitglieds-
verbände auf, am 2. und 3. April 2004 in
ganz Europa (zu Aktionen auf) … Wir
müssen aufstehen und uns einsetzen für:
• eine Stärkung der Arbeitnehmerrechte
• mehr und bessere Arbeitsplätze
• Bildung, Qualifizierung und lebensbe-
gleitendes Lernen
• eine sozial ausgerichtete und kohären-
te Verfassung
• mehr sozialen Zusammenhalt
• Chancengleichheit und Toleranz
• soziale Sicherung für die Zukunft
• nachhaltige Entwicklung für eine ge-
sunde Umwelt
• starke und leistungsfähige Dienste von
Allgemeininteresse
• Mobilität und soziale Integration
• eine Stärkung der transnationalen Ge-
werkschaftsrechte

Unser Europa ist ein soziales Europa
– Ein soziales Europa ist unser Europa.“

Michael Sommer, Vorsitzender des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes (DGB)
„Unter dem Motto ,Unser Europa  – frei,
gleich,gerecht‘ werden wir Politikern,die
einseitig und blind für die ökonomische
Vernunft den Bürgerinnen und Bürgern
in die Tasche greifen und ihre Rechte be-
schneiden wollen, eine glasklare Absage
erteilen: Unser Sozialstaat muss erneu-
ert werden,aber er ist kein Objekt für Ab-
bruch-Unternehmer.“ Da die Menschen
in ganz Europa mit Kürzungen statt Re-
formen konfrontiert werden, ruft der
DGB gemeinsam mit dem Europäischen
Gewerkschaftsbund am 3. April zu den
Demonstrationen auf. „Die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in Europa
lassen sich weder erpressen noch gegen-
einander ausspielen. Wir wollen ein ge-
eintes Europa mit einer soliden Verfas-
sung, das mehr ist als eine Freihandels-
zone.“  Der DGB-Vorsitzende wertete es
als positives Zeichen, dass jetzt auch die
Bundesregierung erkannt habe: Nur mit
einer innovativen Wirtschaft und gut aus-
gebildeten Beschäftigten hat Deutsch-
land die Chance,den Spitzenplatz als Ex-

portweltmeister zu sichern. Den Worten
müssten jedoch auch Taten folgen. „Da-
zu müssen wir in Zukunft deutlich mehr
öffentliche und private Mittel einsetzen
als bisher.“ Vor allem die Wohlhabenden
müssten endlich ihrer Steuerpflicht un-
eingeschränkt nachkommen. www.dgb.de

Aus der Erklärung der Aktionskonferenz am
17./18. Januar 2004 in Frankfurt/Main
„Am 17./18. Januar 2004 versammelten
sich über 400 Vertreterinnen und Vertre-
ter zahlreicher sozialer Bewegungen,Ge-
werkschaften und der Friedensbewegung
aus dem ganzen Land, um über die Per-
spektiven des sozialen Protestes zu bera-
ten … Wir treten ein für: 
• einen gesetzlichen Mindestlohn, der
zum Leben reicht,
• ein ausreichendes und garantiertes
Mindesteinkommen ohne Bedürftig-
keitsprüfung für alle Erwerbslosen, das
ein Leben in Würde ermöglicht; 
• die Senkung des Renteneintrittsalters
ohne Abschläge auf existenzsicherndem
Niveau; 
• eine einheitliche, bedarfsdeckende
Krankenversicherung für alle; 
• die Rücknahme der Gewinnsteuersen-
kungen,der steuerfreien Veräußerung der
Unternehmensbeteiligung, eine stark
progressive Besteuerung der Gewinne,
Vermögen und Einkommen sowie die
Wiedereinführung der Vermögenssteuer; 
• den Ausbau der Erziehungs- und Kul-
tureinrichtungen; 
• einen unbeschränkten Zugang zu
freier Bildung,gegen Elite-Universitäten
und gegen eine Kommerzialisierung der
Bildung (keine Bachelor/Master-Stu-
diengänge, keine Studiengebühren, kei-
ne Studienkonten); 
• die Umverteilung von Arbeit durch
Arbeitszeitverkürzung mit dem Ziel der
30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und
Personalausgleich; 
• qualifizierte Ausbildungsplätze für
Jugendliche durch Umlagefinanzierung; 
• eine drastische Reduzierung der Rüs-
tungsausgaben; dafür demonstrieren wir
mit der Antikriegsbewegung am 20.März
2004 gegen Krieg und die Militarisierung
der Außenpolitik; 
• Stopp und Rücknahme der Privatisie-
rung, für eine öffentliche Daseinsvorsor-
ge; 
• eine Gemeindefinanzreform, welche
die Finanzkraft der Kommunen wieder-
herstellt und stärkt … 

Für diese Ziele kämpfen wir auch bei
den Europäischen Aktionstagen am 2.
und 3. April 2004. Diese müssen durch
vielfältige regionale und betriebliche Ak-
tivitäten bis hin zu Streiks vorbereitet
werden.Wir halten bundesweite betrieb-
liche Proteste während der Arbeitszeit
für nötig …“ Vollständige Erklärung im
Netz: www.uni-kassel.de/fb10/frieden

Aufrufe gegen Sozialabbau von EGB, DGB und der bundesweiten Aktionskonferenz

Europaweite Aktionstage am 2./3. April 2004
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Das Europäische Parlament,
1. begrüßt die Vorlage des Grünbuchs zu
Dienstleistungen von allgemeinem Inter-
esse auf Initiative der Kommission und
die anschließende umfangreiche Konsul-
tation; unterstützt diese Diskussions-
und Arbeitsbereitschaft im Hinblick auf
ein besseres Verständnis der Vielfalt der
Dienstleistungen von allgemeinem Inter-
esse;
2. betont, dass Dienstleistungen von all-
gemeinem Interesse komplexer Natur und
in ständiger Entwicklung begriffen sind
und dass die Organisation dieser Dienst-
leistungen in den verschiedenen Mit-
gliedstaaten nach Maßgabe der jeweiligen
kulturellen Traditionen und geographi-
schen Bedingungen unterschiedlich sind;
3. bekräftigt, dass die europäischen Bür-
ger hochwertige Leistungen der Daseins-
vorsorge flächendeckend und zu er-
schwinglichen Preisen oder, wenn es die
soziale Situation erforderlich macht, kos-
tenlos erhalten sollen;
4. unterstreicht weiter, dass nicht ent-
scheidend ist, wer die Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse erbringt, son-
dern dass die Qualitätsstandards und die
soziale Ausgewogenheit eingehalten und
die Versorgungssicherheit und Kontinu-
ität zum Vergabekriterium gemacht wer-
den, und begrüßt die Ankündigung der
Kommission, dass diese keine Vorgaben
machen will, ob Leistungen der Daseins-
vorsorge von öffentlichen oder privaten
Unternehmen zu erbringen sind;
5. hält es aufgrund der bisherigen Erfol-
ge der Liberalisierung wichtiger Dienst-
leistungsbereiche im Rahmen des Binnen-
marktprogramms für notwendig, dass die
eingeleitete Liberalisierung in den Berei-
chen Verkehr, Strom und Gas zügig um-
gesetzt wird; stellt fest, dass die bisheri-
gen Liberalisierungen zu besserer Qua-

lität, zu günstigeren Preisen, zu verbes-
serter Verfügbarkeit der neuesten Techno-
logien, zur Wettbewerbsfähigkeit der eu-
ropäischen Unternehmen und zur Siche-
rung der Arbeitsplätze beigetragen ha-
ben;
6. ist der Überzeugung, dass der von der
EU eingeleitete Prozess der allmählichen
Marktliberalisierung die wichtigste
Komponente bei den Verbesserungen der
Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichen Interesse in den vergangenen
zehn Jahren dargestellt hat; erinnert dar-
an,dass zu den Beweggründen für eine Li-
beralisierung die allgemein vorherr-
schenden schwachen Dienstleistungen
vor der Marktöffnung gehörten und ver-
wahrt sich gegen eine Rückkehr zu einer
monopolistischen Versorgung;
7. stellt fest, dass die Liberalisierung zen-
traler öffentlicher Dienstleistungen und
die Einführung des Wettbewerbs den Ver-
brauchern große Vorteile in Bezug auf In-
novation, Qualität, Auswahl und günsti-
gere Preise gebracht haben;
8. ist daher der Überzeugung, dass die im
Rahmen des Grünbuchs vorgesehene
Überarbeitung nicht zu Änderungen bei
dem auf sektorieller Ebene geltenden An-
satz führen sollte;
9. stellt fest, dass die sektoriellen Regu-
lierungen insbesondere in den Bereichen
Energie und Kommunikationen von Er-
folg gekrönt sind und ist der Ansicht,dass
dieser Ansatz auf andere Bereiche ausge-
weitet werden sollte;
10. bleibt skeptisch in Bezug auf den Wert
einer allgemeinen Rahmenrichtlinie, die
im Vergleich zu einem sektoriellen Ansatz
keine nachweislichen Vorteile bringen
dürfte;
11. vertritt die Auffassung, dass die
Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichen Interesse eine derartige Viel-

falt von Industriebereichen abdecken –
und auch Bereiche wie den Telekombe-
reich umfassen, in denen die Monopol-
rechte vollständig abgeschafft wurden –,
dass eine Rahmenrichtlinie diese Unter-
schiede nicht angemessen abdecken
könnte; befürchtet daher, dass eine der-
artige Richtlinie in der Praxis zu einer
Aushöhlung und Verwirrung der zuvor
von Parlament und Rat angenommenen
sektoriellen Liberalisierungsrichtlinien
führen könnte;
12. unterstützt nachdrücklich die Bereit-
stellung hochqualifizierter und leistungs-
starker öffentlicher Dienstleistungen;
unterstützt nachdrücklich das Recht der
Mitgliedstaaten, öffentliche Dienstleis-
tungen mit Gebühren zu finanzieren,
wenn sie dies für angebracht halten; stellt
ferner fest, dass Mitgliedstaaten vielfach
sich dafür entscheiden, öffentliche
Dienstleistungen über Gebühren zu fi-
nanzieren,gleichzeitig aber die Organisa-
tion und Bereitstellung dieser Dienstleis-
tungen dem privaten oder ehrenamt-
lichen Sektor überlassen – gerade weil
von Mitgliedstaaten finanzierte öffentli-
che Dienstleistungen nicht bedeuten,dass
diese auch öffentliche Dienstleistungen
betreiben müssen; stellt ferner fest, dass
in den Fällen, in denen Mitgliedstaaten
sich dafür entscheiden, den privaten und
ehrenamtlichen Bereich auf diesem Wege
zu nutzen, ein beträchtliches Potenzial
zur Verbesserung der Qualität und Effi-
zienz der Bereitstellung von Dienstleis-
tungen durch eine Öffnung des grenz-
überschreitenden Wettbewerbs vorhan-
den ist;
13. begrüßt die Liberalisierung in den Be-
reichen Telekommunikation, Postdienste,
Verkehr und Energie, die zu einer Moder-
nisierung, Verknüpfung und Integration
der Bereiche sowie durch verstärkten

Erklärung zum (ablehnenden) Abstim-
mungsverhalten.Von Helmuth Markov,
PDS – …Das Europäische Parlament hat
heute über den Initiativbericht von Phil-
ippe Herzog zum Grünbuch über Dienst-
leistungen von allgemeinem Interesse ab-
gestimmt. Die Kommission hatte in die-
sem Grünbuch gesellschaftliche Kräfte,
Vereine und Verbände aufgefordert, ihre
Positionen zur künftigen Organisation
und Ausgestaltung der öffentlichen Da-
seinsvorsorge darzulegen. Die bei der
Kommission eingegangenen Stellung-
nahmen finden sich jedoch in dem heute
abgestimmten Text keineswegs in ausge-
wogener Weise wieder. Die Intentionen
des ursprünglich ausgezeichneten Be-

richtsentwurfes meines Fraktionskolle-
gen Philippe Herzog wurden bereits bei
der Abstimmung im Ausschuss durch Än-
derungsanträge insbesondere der libera-
len Fraktion zum großen Teil ins Gegen-
teil verkehrt. Statt sich für den notwen-
digen Erhalt,die Förderung und den Aus-
bau der öffentlichen Dienste, insbeson-
dere in den noch weitgehend unangetas-
teten Bereichen Gesundheit,Bildung und
Kultur einzusetzen, ist der Bericht nun
im Grundtenor ein Hohelied des Libera-
lismus. Nur sehr wenige Punkte finden
meine Zustimmung.Das ist zum einen die
Forderung nach einer Analyse der Resul-
tate der bisher vorgenommenen Libera-
lisierung in den verschiedenen Bereichen

der öffentlichen Daseinsvorsorge. Zum
anderen hat das Parlament hat der Was-
serliberalisierung eine Absage erteilt … 

„Entscheidung zur Daseinsvorsorge
zweischneidig“ (Heide Rühle, B90/Die
Grünen) – …Das Ergebnis der Abstim-
mung ist zweischneidig: Einerseits konn-
te der Bericht im Plenum gegenüber der
Vorlage aus dem Wirtschaftsausschuss
merklich verbessert werden. So wurde
zum Beispiel verhindert, dass der Was-
sermarkt unter dem Deckmantel der
„Modernisierung“ vollkommen geöffnet
werden sollte. In einer sehr knappen Ab-
stimmung über einen Änderungsantrag
wurde außerdem entschieden,dass die lo-

EU Parlament zu „Dienstleistungen allgemeinem Interesse“
Der folgende Auszug gibt den Feststel-
lungteil der Entschließung des Europäi-
schen Parlaments vollständig wieder.Die
vorgeschalteten Bezüge auf vorlaufende
Urteile/Beschlüsse und die Begründung
wird aus Platzgründen weggelassen. Der

Städtetag sieht in dieser Entschließung
vor allem einen Erfolg. PDS und Bünd-
nisgrüne beklagen, dass die Liberalisie-
rungstendenzen immer noch zu weit ge-
hen. Eine vorsichtige Beurteilung des
Textes wird zu dem Schluss kommen,

dass die Welle der kritiklosen, alles er-
fassenden Liberalisierung und Privati-
sierung sich hier ein erstes Mal gebrochen
hat. Den Städten und Gemeinden bleibt
nun die Möglichkeit, derartige Leistun-
gen selbst zu erbringen.
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Wettbewerb zu Preissenkungen und EU-
weit zur Schaffung von annähernd 1 Mil-
lion Arbeitsstellen geführt hat;
14. betont, dass die Liberalisierung nicht
zum Nachteil der Bereitstellung von Uni-
versaldiensten erfolgt ist;
15. betont, dass die EU-Binnenmarkt-
politik zu einer verbesserten Qualität,
niedrigeren Preisen und einer besseren
Verfügbarkeit auf hohem technologi-
schen Niveau geführt hat;
16. anerkennt das Vorhandensein von
Normen in bestimmten Bereichen und
stellt fest,dass die Liberalisierung der Te-
lekommunikationsdienste ein Beispiel
für die Bereitstellung von Dienstleistun-
gen in einem Wettbewerbsumfeld dar-
stellt;
Zielsetzungen und rechtlicher Rahmen
17. ist der Ansicht, dass weitergehende
Regelungen ausschließlich auf der gelten-
den Rechtsgrundlage der Europäischen
Verträge basieren müssen und der Verfas-
sungsvertrag erst nach seiner Ratifizie-
rung herangezogen werden kann und
darf;
18. erinnert an den vorrangigen Charak-
ter des Grundsatzes der Subsidiarität,
demzufolge die zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten frei über die Wahl der
Aufträge, die Organisation und den Fi-
nanzierungsmodus der Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse und der
Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichen Interesse entscheiden kön-
nen; betont,dass eine Richtlinie keine ein-
heitliche europäische Definition von
Dienstleistungen von allgemeinem Inter-
esse festlegen kann, da deren Definition
und Aufbau auch weiterhin in die aus-
schließliche Zuständigkeit der Mitglied-
staaten und deren verfassungsmäßige
Untergliederungen fallen müssen;
19. betont, dass die Aufgabe der Union in
Bezug auf Dienstleistungen von allgemei-
nem Interesse im Allgemeinen darin be-
steht, zu prüfen, dass die Initiativen für
die Bereitstellung von Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse auf nationaler,
regionaler oder lokaler Ebene mit den Be-
stimmungen des Binnenmarktes und den
Wettbewerbsbestimmungen vereinbar
sind;
20. vertritt die Auffassung, dass es weder

möglich noch sinnvoll ist, gemeinsame
Definitionen für Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse und daraus ableit-
bare Verpflichtungen der öffentlichen
Hand auszuarbeiten, und dass ein mögli-
ches Rahmeninstrument viel zu allgemei-
ner Art wäre, um einen Mehrwert zu be-
wirken, und im Übrigen den kontinuier-
lichen Ausbau der Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse gefährden könnte;

Grundsätze und Kriterien zur Definition von
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse
bzw. von allgemeinem wirtschaftlichen Inter-
esse
21. fordert den Gesetzgeber auf, die
Unterscheidung zwischen Dienstleistun-
gen von allgemeinem Interesse und
Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichen Interesse deutlicher zu fas-
sen; stellt fest, dass für viele Dienstleis-
tungen von allgemeinem Interesse eine
Unterscheidung zwischen wirtschaft-
lichen und nichtwirtschaftlichen Dienst-
leistungen überaus schwierig ist, da auf-
grund des dynamischen Charakters die-
ser Dienstleistungen ihre Grenzlinien ra-
schen Wandlungen unterworfen sind;
schlägt in diesem Zusammenhang vor,
dass insbesondere folgende Kriterien zur
Abgrenzung von wirtschaftlichen und
nichtwirtschaftlichen Dienstleistungen
Anwendung finden könnten: Zweck der
Erbringung und Bereitstellung (gewerb-
lich oder nicht-gewerblich), Anteil an öf-
fentlichen Mitteln, Höhe der Investitio-
nen,Gewinnerzielungs- versus Kostende-
ckungsabsichten, Kosten-Nutzen zwi-
schen lokaler Bereitstellung/Erbringung
und europaweiter Ausschreibungspflicht,
Verpflichtung zur Sicherung von sozialen
Rechten, Beitrag zur gesellschaftlichen
Beteiligung und Eingliederung; weist fer-
ner darauf hin, dass diese Kriterien auch
herangezogen werden können,um im Fal-
le von wirtschaftlichen Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse Ausnahmen
von den allgemeinen Wettbewerbsbestim-
mungen vorzusehen;
22. weist darauf hin, dass Dienstleistun-
gen von allgemeinem Interesse, die we-
sentliche Aufgaben der öffentlichen Hand
in den Bereichen der Grundbildung und
Dienstleistungen von allgemeinem gesell-

schaftlichen Interesse, die die Aufgaben
der sozialen Sicherheit und der Solida-
rität wahrnehmen, vom Anwendungsbe-
reich der Wettbewerbsbestimmungen und
des Binnenmarkts ausgenommen werden
müssen, wenn sie keine wirtschaftlichen
Auswirkungen haben und nicht auf einem
wettbewerbsorientierten Markt erbracht
werden können; ist der Auffassung, dass
das gleiche für jene Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse gelten muss, die
die Informationsvielfalt und die kulturel-
le Unterschiedlichkeit betreffen, wünscht
jedoch die Ausarbeitung von Zielsetzun-
gen und Instrumenten, die aktivere Ge-
meinschaftspolitiken in diesen Bereichen
ermöglichen; stellt fest, dass im Bereich
der höheren Bildung und mehr noch im
Gesundheitswesen private Einrichtungen
eine überaus wichtige Rolle spielen und
dass es nicht möglich ist, Dienstleistun-
gen von allgemeinem Interesse, die in die-
sen Bereichen erbracht werden, katego-
risch aus dem Anwendungsbereich des
Wettbewerbs auszuschließen;
23. betont, dass für die Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse und die
Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichen Interesse, die in die Zustän-
digkeit der lokalen und regionalen öf-
fentlichen Behörden fallen, die Bedin-
gungen zur Ausübung der Verwaltungs-
freiheit unter Beachtung der Verpflich-
tungen zur Transparenz, des ordnungsge-
mäßen Funktionierens des Binnenmark-
tes und der Bestimmungen über staatli-
che Beihilfen und Wettbewerb von grund-
legender Bedeutung sind;
24. betont generell, dass eine Vielzahl von
Leistungen der Daseinsvorsorge in fairem
Wettbewerb erbracht werden kann, und
unterstreicht, dass dabei private und öf-
fentliche Unternehmen grundsätzlich
gleich behandelt werden müssen;

Finanzierung und Organisation
25. begrüßt den Umstand, dass mit Hil-
fe des Urteils Altmark die europäische
Rechtsprechung bestätigt hat, dass eine
finanzielle Kompensation nach Maßgabe
der Verpflichtungen der öffentlichen
Dienstleistungen nicht unter die Bestim-
mungen über staatliche Beihilfen fällt,so-
fern sie folgende vier kumulative Voraus-

kalen und regionalen Körperschaften
weiterhin so genannte Inhouse-Geschäf-
te machen und damit einen wichtigen Teil
ihrer wirtschaftlichen Selbstbestim-
mung behalten dürfen. Andererseits be-
daure ich sehr, dass es auf absehbare Zeit
keine übergeordnete Rahmenrichtlinie
geben wird, die den Kommunen dauer-
haft Rechtssicherheit gegenüber Eingrif-
fen der EU-Institutionen in ihre politi-
sche und wirtschaftliche Selbstverwal-
tung zusichern würde. Kommunale
Dienstleistungen wie die Wasserversor-
gung, der öffentliche Nahverkehr oder
die Gesundheitsdienste befriedigen im
Unterschied zu beliebigen Konsumgü-
tern Grundbedürfnisse der Bürger. Nach

der heutigen Abstimmung besteht die
Gefahr, dass diese Leistungen bald den
Regeln des EU-Wettbewerbsrechts un-
terliegen und dass ebenso wichtige Kri-
terien, z.B. die Allgemeinzugänglichkeit
oder die ökologische Verträglichkeit von
öffentlichen Dienstleistungen demge-
genüber kaum mehr eine Rolle spielen …

Städtetag begrüßt Anerkennung kom-
munaler Rechte – … Der Deutsche Städ-
tetag begrüßt in einer ersten Bewertung
die Anerkennung kommunaler Rechte
durch das Europäische Parlament (EP)
bei der Erbringung von Grundversor-
gungsdienstleistungen für ihre Bevölke-
rung.„Den Städten geht es darum,für ih-

re Bürgerinnen und Bürger und die pri-
vate Wirtschaft Dienstleistungen von ho-
her Qualität mit möglichst geringen Kos-
ten zu niedrigen Preisen anzubieten. Das
Europäische Parlament hat sich mit sei-
nem Beschluss zur Beibehaltung des
städtischen Gestaltungsspielraumes in
Richtung der lokalen Demokratie be-
wegt“,hob der Hauptgeschäftsführer des
Deutschen Städtetages, Dr. Stephan Ar-
ticus, positiv hervor. Er hofft, dass mit
diesem Beschluss die drohende Verlage-
rung von Kompetenzen von der kommu-
nalen auf die europäische Ebene bei der
Erbringung einer Vielzahl lokaler öffent-
licher Dienstleistungen aufgehalten wer-
den kann …
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setzungen erfüllt: Eindeutigkeit der Ver-
pflichtungen,Transparenz,Verhältnismä-
ßigkeit, öffentliches Ausschreibungsver-
fahren oder Vergleich mit den Kosten ei-
nes Bezugsunternehmens;
26. konstatiert jedoch die anhaltenden
Unsicherheiten im Zusammenhang mit
dem Problem des Verfahrens zur Berech-
nung der einschlägigen Kosten und mit
dem Umstand, dass andere transparente
und nichtdiskriminierende öffentliche
Verfahren in dem Urteil nicht erwähnt
werden; fordert die Kommission auf, in
enger Abstimmung mit dem Europäi-
schen Parlament und den Mitgliedstaaten
einen beihilferechtlichen Gemeinschafts-
rahmen zu erarbeiten, um diese Rechts-
unsicherheiten zu beseitigen;
27. stellt fest, dass in den Mitgliedstaaten
zur Zeit unterschiedliche Formen der Fi-
nanzierung bzw. Organisation bestehen;
erinnert an den Grundsatz, dass Binnen-
markt und Wettbewerb nicht mehr als
notwendig eingeschränkt werden dürfen
und hält eine Untersuchung der verschie-
denen Finanzierungsformen dahinge-
hend für sinnvoll, welche diesen Bedin-
gungen am ehesten entsprechen;
28. wünscht, dass der beihilferechtliche
Gemeinschaftsrahmen eine Unterschied-
lichkeit der Finanzierungsformen ge-
währleistet – Gewährung von Ausschließ-
lichkeitsrechten, Beihilfen, Tarifaus-
gleich, von den Wirtschaftsteilnehmern
finanzierte Fonds;
29. weist darauf hin, dass die Berechnung
der tatsächlichen Kosten der Dienstleis-
tungen von allgemeinem wirtschaftli-
chem Interesse ein Problem darstellt und
fordert klare Regeln,die Transparenz hin-
sichtlich der Kosten der Unterhaltung der
Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichen Interesse herstellen und si-
cherstellen,dass eine wettbewerbsverzer-
rende Bezuschussung, die über die tat-
sächlichen Kosten der Erbringung hin-
ausgeht, unterbleibt;
30. weist darauf hin, dass die Durchfüh-
rung von Dienstleistungen von allgemei-
nem und allgemein wirtschaftlichen oder
sogar öffentlichem Interesse nicht bedeu-
tet, dass die Leistung von der öffentlichen
Hand erbracht werden muss; weist dar-
auf hin, dass vielmehr frei entschieden
werden kann, ob Dienstleistungen dieser
Art von der öffentlichen Hand selbst oder
durch eigene Unternehmen oder durch
Private erbracht werden;
31. hält jede Bevorzugung öffentlicher
Unternehmen, sei es im Rahmen von Bei-
hilfen oder steuerpolitischen Maßnahmen
im Rahmen wirtschaftlicher Tätigkeiten,
die in Konkurrenz zu Privatunternehmen
gebracht werden wie z. B. im Wohnungs-
bau und im Verkehrssektor, für wettbe-
werbspolitisch unberechtigt;
32. hebt hervor, dass Dienstleistungen
durch Private, insbesondere auch durch
freie Berufe erbracht werden, was im
Interesse eines hohen Niveaus der Leis-
tung, der wirtschaftlichen Effizienz in
Verbindung mit einem sinnvollen Einsatz
von Marktmechanismen bei voller Wah-

rung der öffentlichen Interessen durch
Aufsicht und Selbstregulierung entspre-
chend den jeweiligen Gegebenheiten ge-
boten erscheint;
33. unterstreicht, dass die grundsätzliche
Verpflichtung der öffentlichen Hand zu
fairen und sachgerechten Ausschreibun-
gen entsprechend den gesetzlichen Be-
stimmungen auf europäischer und mit-
gliedstaatlicher Ebene ein wirksames In-
strument zur Vermeidung unzweckmäßi-
ger Wettbewerbsbeschränkungen sein
kann, das gleichzeitig der öffentlichen
Hand erlaubt, die Bedingungen hinsicht-
lich Qualität, Verfügbarkeit, Sozialstan-
dards und Umweltauflagen selbst zu de-
finieren und zu kontrollieren;
34. weist darauf hin, dass Transparenz
bei den Vereinbarungen zur Finanzierung
von Sendern, die aus öffentlichen Mitteln
finanziert werden, ein gewichtiges Mittel
ist, um einen ausgewogenen Wettbewerb
zwischen Betreibern, die aus Mitteln der
öffentlichen Hand finanziert werden, und
anderen Betreibern zu gewährleisten;
35. weist darauf hin, dass der Wettbewerb
im Bankensektor gewährleistet werden
muss und dass staatliche Beihilfen für
Banken abgeschafft werden müssen;
36. wünscht, dass zur Erfüllung des Sub-
sidiaritätsprinzip für die lokalen und re-
gionalen Körperschaften ein Recht auf
Eigenproduktion der Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse anerkannt
wird;
37. ist ferner der Auffassung, dass die
Wirtschaftsteilnehmer, die auf einem
Wettbewerbsmarkt tätig sind, unabhän-
gig von ihrer Rechtsform in der Steuerge-
setzgebung gleichbehandelt werden müs-
sen, und dass insbesondere die Tatsache,
dass öffentliche Unternehmen für be-
stimmte Tätigkeiten umsatzsteuerbefreit
sind, gegen den Grundsatz der Wettbe-
werbsneutralität verstößt;
38. betont die Notwendigkeit einer stän-
digen Versorgung der Bürger mit einer
freien Wahl in Bezug auf Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse und der Ge-
währleistung qualitativ hochwertiger
Dienstleistungen zu wettbewerbsfähigen
Preisen;

Sektorielle Bestimmungen
39. begrüßt die bislang erzielte sektoriel-
le Liberalisierung und würdigt den Um-
stand,dass vor allem Verbraucher mit nie-
drigem Einkommen Nutzen aus der Libe-
ralisierung insbesondere in den Bereichen
Telekommunikation und Energie haben
ziehen können;
40. stellt fest, dass die bestehenden sek-
toriellen Richtlinien zwar nicht in allen
Fällen alle Zielsetzungen zur Schaffung
eines großen internationalen Marktes im
Falle des Sektors Energie oder zur Ver-
wirklichung gleicher Wettbewerbsbedin-
gungen im Falle des Sektors Telekommu-
nikation erreicht haben, dass aber diese
Mängel vielfach auf die unterbliebene
oder fehlerhafte Anwendung der gemein-
schaftlichen Bestimmungen durch die
Mitgliedstaaten oder auch auf die unzu-

friedenstellenden Kompromisse, die die
Mitgliedstaaten zu verschiedenen Be-
stimmungen der einschlägigen Richtli-
nien erreicht haben,zurückzuführen sind;
41. vertritt die Auffassung, dass derartige
Mängel durch eine Abänderung der ent-
sprechenden Instrumente behoben wer-
den sollten, nicht aber durch die Einfüh-
rung einer für alle Bereiche gleicherma-
ßen geltenden europäischen Rahmen-
richtlinie;
42. unterstreicht, dass diese erfolgreiche
Bilanz nur durch die Tätigkeit nationaler
Regulierungsbehörden in der Übergangs-
phase möglich gewesen ist und dies auch
für andere Sektoren gilt, dass allerdings
die bestehenden Erfahrungen in den ver-
schiedenen Industriebereichen zeigen,
dass eine stärkere Kooperation und Inte-
gration nationaler Regulierungspraxis
auf europäischer Ebene notwendig ist;
43. lehnt derzeit die Möglichkeit europä-
ischer Regulierungsbehörden auf sekto-
rieller Ebene ab, fordert jedoch eine Ver-
stärkung der Koordination und der Zu-
sammenarbeit zwischen den Behörden,
die mit den nationalen Bestimmungen be-
auftragt sind, damit diese kohärenter
werden;
44. fordert im Zusammenhang mit der Li-
beralisierung der Strommärkte die Mit-
gliedstaaten zu einer zeitlich und inhalt-
lich konsequenten Umsetzung der EU-
Richtlinie auf, um neue Wettbewerbsver-
zerrungen zu verhindern;
45. ist der Überzeugung, dass die bisheri-
ge Liberalisierung im Gasmarkt unzurei-
chend ist und nur durch die rechtliche
Entflechtung von Energietransport und
Energieverkauf bis 2007 ein echter Wett-
bewerb entstehen kann;
46. unterstreicht, dass die weitere
schrittweise Liberalisierung der Post-
dienste auf der Grundlage des EU-Uni-
versaldienstkonzepts sinnvoll ist, um den
Bürgern verlässliche Dienstleistungen
flächendeckend zu vernünftigen Preisen
zu ermöglichen;
47. erinnert die Kommission daran, dass
es sie in seiner Entschließung vom 13. No-
vember 2001 aufgefordert hatte, Gutach-
ten und Vorschläge zu unterbreiten,um im
Rahmen der Abfallwirtschaft Entsor-
gungssicherheit und ökologisch sichere
Verwertung auch ohne Andienungs- und
Überlassungspflichten durch die Erstel-
lung eines marktwirtschaftlichen Rah-
mens zu sichern;
48. vertritt die Auffassung, dass ange-
sichts der unterschiedlichen regionalen
Merkmale dieses Sektors und der ört-
lichen Zuständigkeit für die Bereitstel-
lung von Trinkwasser sowie verschiede-
ner anderer Voraussetzungen in Bezug auf
Trinkwasser keine Liberalisierung der
Wasserversorgung (einschließlich der Ab-
wasserbeseitigung) vorgenommen wer-
den sollte; fordert jedoch, ohne einer Li-
beralisierung das Wort zu reden, eine
„Modernisierung“ und eine Beachtung
des Grundsatzes der Gleichbehandlung
von öffentlichen und privaten Unterneh-
men mit Hilfe einer Vielzahl von Einzel-
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Neues zu Cross-Border-Leasing:
SANKT AUGUSTIN. Die Frankfurter
Rundschau berichtet am 16.1.04: „In
Sankt Augustin bekam ein Mitglied der
Bürgerinitiative gegen ein geplantes
Cross-Border-Leasing (CBL) mit dem
städtischen Abwassersystem kürzlich
Post von Susan Stanley. Die Repräsen-
tantin des Internal Revenue Service
(IRS) in Berlin bat die Gegner um Ko-
pien von Verträgen oder Stadt-
ratsprotokollen. Das Motiv für das un-
gewöhnliche Interesse: Die Finanzbe-
hörden seien „verpflichtet, die Ver-
schlechterung der US-Besteuerungs-
grundlage durch Förderung und Ver-
kauf von Praktiken zur Verhinderung
steuerlicher Belastungen zu stoppen“.
Möglicherweise ein Indiz dafür,dass der
IRS bei den auch in den USA umstrit-
tenen Geschäften eine härtere Gangart
einschlägt. Schließlich zahlt der dorti-
ge Steuerzahler die Zeche, wenn sich
US-Investoren und deutsche Städte den
bei einem CBL-Geschäft anfallenden
Profit teilen. Der IRS hatte die Lea-
singgeschäfte schon wiederholt scharf
kritisiert. Die genauen Hintergründe
des Briefs bleiben allerdings nebulös.
Eine Anfrage der FR blockte ein IRS-
Beschäftigter in Berlin ab: „Wir haben
dazu nichts zu sagen.“ Ein Ministeri-
umssprecher sieht in der Debatte um die
Steuersparmodelle immerhin „eine
neue Qualität erreicht.Wir mahnen zur
Vorsicht“.“ 

www.frankfurter-rundschau.de

Städte für den Frieden: MÜNCHEN.
Brigitte Wolf, Stadträtin der PDS, stell-
te für die Vollversammlung des Münch-
ner Stadtrats am 28. Januar 2004 zwei
Anträge:  „1. Oberbürgermeister Chris-
tian Ude berichtet dem Stadtrat über
die Aktivitäten der Stadt im Rahmen
der Kampagne „Städte für den Frie-
den“ und über Reaktionen aus anderen
Städten. 2. Als Teil dieser Kampagne
und als Zeichen des Protests gegen die
absichtliche Irreführung der Öffent-
lichkeit im letzten Jahr verzichtet die
Stadt München auf einen Empfang für
die Teilnehmer der Sicherheitskonfe-
renz.“ 

In der Begründung heißt es: „Nach
den Demonstrationen gegen die Sicher-
heitskonferenz 2003 im Vorfeld des völ-
kerrechtswidrigen Angriffs auf den
Irak, hat der Münchner Stadtrat sich
am 18.2.2003 der Kampagne „Städte
für den Frieden“ angeschlossen. Die
Vollversammlung beschloss eine Reso-
lution „München sagt NEIN zum Krieg
gegen den Irak“, in der Oberbürger-
meister Christian Ude gebeten wurde,
im Bayerischen und Deutschen Städte-
tag, bei den Partnerstädten und bei an-
deren internationalen Städten für die-
se Kampagne zu werben. Die diesjähri-
ge „Sicherheitskonferenz“ und das
Treffen der NATO-Verteidigungsminis-

ter in München ist ein geeigne-
ter Anlass, die Bemühungen der
Stadt München und deren Er-
gebnisse im Rahmen der Kampag-
ne „Städte für den Frieden“ der Öf-
fentlichkeit vorzustellen … Der vorgeb-
lich auf zivile Sicherheit gerichtete
Charakter der „Sicherheitskonferenz“
wird in diesem Jahr nicht einmal mehr
dem Schein nach aufrechterhalten.
Durch das vorgeschaltete Treffen der
NATO-Verteidigungsminister und die
Absage von UN Generalsekretär Kofi
Annan wird das Bild einer Einsatzbe-
sprechung deutlich, auf der Spitzenmi-
litärs der Nato das politische Umfeld
ausloten. Gastfreundschaft und jede
auch nur protokollarische Höflichkeit
der Stadt zählen in diesem Kontext als
Zustimmung zu Unabsehbarem. Es ist
Sache des Stadtrats, für angemessene
Distanz zu sorgen.“

www.pds-muenchen-stadtrat.de

Rechte der Ortsbeiräte: DRESDEN.
Zum Gesetzentwurf der SPD zur Ein-
führung der Direktwahl in die Ort-
schaftsverfassung sagt Dr. Michael
Friedrich, kommunalpolitischer Spre-
cher der PDS-Fraktion: „So ist die Di-
rektwahl des Ortsvorstehers und seine
Bezeichnung als Ortsbürgermeister zu
begrüßen. Allein etwas Positives für die
Spitze der Verwaltung zu tun, bringt
aber die Ortschaftsräte mit ihren er-
bärmlichen Rechten und der meist un-
genügenden Finanzausstattung durch
ihre „Muttergemeinde“ noch keinen
Schritt voran. Vor allem bleibt das
Hauptproblem völlig außer acht: Flä-
chendeckend ist in den Städten und Ge-
meinden die für die demokratische Mit-
bestimmung der Einwohner fatale Ent-
wicklung zu beobachten, dass die mü-
hevoll eingeführten und grundsätzlich
bewährten Ortschaftsverfassung aus
fragwürdigen finanziellen Gründen auf
die Abschussliste gesetzt werden.

Hier muss die Aktivität im Landtag
ansetzen.Gerade in den Gemeinden,die
die Selbstständigkeit verloren haben,
muss weiter Platz sein für funktionie-
rende Ortschaftsräte. Nach unseren
Vorstellungen soll es künftig nicht mehr
möglich sein, gegen den Willen des Ort-
schaftsrates die Ortschaftsverfassung
abzuschaffen. Außerdem soll der Ort-
schaftsrat ein bedingtes Widerspruchs-
recht gegen für die Ortschaft nachteili-
ge Entscheidungen des Gemeinderates
in der Form erhalten,dass dieser Wider-
spruch aufschiebende Wirkung hat,
falls er nicht mit einer Zwei-Drittel-
Mehrheit des Gemeinderates über-
stimmt wird. Nach diesem Aufschub
muss sich der Gemeinderat noch einmal
mit der vom Ortschaftsrat kritisierten
Entscheidung befassen und endgültig
entscheiden.“ 

http://pdsfraktion-sachsen.de
Zusammenstellung: baf

Kommunale

Politik

maßnahmen einschließlich einer be-
schränkten Martöffnung und der Beseiti-
gung von Wettbewerbsbeschränkungen;
49. vertritt die Auffassung, dass auch im
Bereich der Wasserwirtschaft Leistungs-
vergleiche, Prüfverfahren im Bereich der
Wirtschaftseffizienz, Zusammenarbeit
und effizient strukturierte Unternehmen
angestrebt werden sollten, und dass eine
ganze Reihe von Sondermaßnahmen zur
beschränkten Marktöffnung ohne voll-
ständige Liberalisierung positive Auswir-
kungen auf die Versorgungssicherheit, die
Preisstrukturen sowie auf den Schutz des
Grundwassers und auf den Umweltschutz
haben werden;
50. erinnert daran, dass für die Netzin-
dustrien von Dienstleistungen von allge-
meinem wirtschaftlichem Interesse, bei
denen der Gesetzgeber den Aufbau eines
Binnenmarktes beschlossen hat, sekto-
rielle Richtlinien notwendig sind; weist
darauf hin, dass die Mitgliedstaaten ge-
mäß ihren Traditionen Verpflichtungen
der öffentlichen Hand, insbesondere für
den Universaldienst, den Schutz und die
Sicherheit festlegen können,wenn sie dies
wünschen; weist darauf hin, dass spezifi-
sche Verpflichtungen der öffentlichen
Hand in Bezug auf die Interkonnektion
und die Versorgungssicherheit sowie die
soziale und territoriale Kohäsion eben-
falls in die Kompetenz der Mitgliedstaa-
ten fallen;

Bewertung
51. ist der Auffassung, dass eine regelmä-
ßige Bewertung der Dienstleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichen Interesse
mit den Zielen der tatsächlichen Verwirk-
lichung einer höheren Lebensqualität, ei-
nes höheren Umweltschutzes und eines
größeren sozialen Zusammenhalts für die
Bürgerinnen und Bürger der Union auf
gemeinschaftlicher und nationaler Ebene
durchgeführt werden muss und dass das
Europäische Parlament dabei eine ent-
scheidende Rolle spielen wird;
52. fordert die Kommission auf, eine Mit-
teilung über die Kriterien der Kohärenz
zwischen der Handelspolitik der Europä-
ischen Union und den Optionen für die
Dienstleistungen von allgemeinem Inter-
esse auszuarbeiten; unterstützt weitere
Verhandlungen im Bereich der Liberali-
sierung des Handels mit Dienstleistun-
gen;
53. ist der Ansicht, dass Veränderungen,
die im Rahmen der WTO-Verhandlungen
eintreten sollten, gleichwohl deren weite-
rer Verlauf derzeit unklar ist, und die ins-
besondere den GATS-Bereich berühren,
rechtzeitig und ausführlich mit dem Eu-
ropäischen Parlament und dem zuständi-
gen Ausschuss beraten werden müssen;
54. beauftragt seinen Präsidenten, diese
Entschließung dem Rat und der Kommis-
sion, dem Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss, dem Ausschuss der Regionen, den
Parlamenten der Mitgliedstaaten,den So-
zialpartnern und den betreffenden Verei-
nigungen zu übermitteln. (…)

www.europarl.eu.int
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Stadt Mannheim:

Vorreiter gegen
Sozialhilfebezieher
Gemeinderat produziert Armut und ist stolz
darauf: 21 Millionen für den Stadtsäckel, das
man den Ärmsten der Armen aus der Tasche
ziehen will.

Mit viel Ignoranz über Gesetze und Exis-
tenzminimum, aber auch anerkennender
diffuser Zustimmung sind die Mannhei-
mer ML, die CDU und die SPD den Vor-
schlägen des neuen Sozialamtsleiters na-
mens Genz gefolgt und haben (nicht nur)
in den Dezember-Sitzungen des Sozial-
ausschusses und des Gemeinderates
skandalöse Beschlüsse gefasst.(…)

Damit wurden nicht nur die geltenden
baden-württembergischen Sozialhilfe-
richtlinien außer Kraft gesetzt, die den
kommunalen Sozialämtern empfehlen,
welche Beihilfen sozialhilfeabhängigen
Haushalten zustehen, beispielsweise
Kleiderpauschalen für Schwangere oder
für Hausrat. Die gefassten Beschlüsse
höhlen gleichzeitig gesetzliche Grundla-
gen aus. Selbst die Sozialhilferichtlinien
müssen sich bei der Höhe ihrer Empfeh-
lungen an „Erfahrungswerten“ orientie-
ren, die nachprüfbar sind, also auf sta-
tistischen Grundlagen beruhen. (…)

Nicht einmal die Vertreter der Wohl-
fahrtsverbände, die als „sozial erfahrene
Personen“ ein Anhörungsrecht bei In-
krafttreten neuer Sozialhilferichtlinien
haben, meldeten im Sozialausschuss Be-
denken an. Es gibt also in Mannheim kei-
ne Lobby für Arme mehr.

Schließlich gehören auch die Beihilfen
in der Sozialhilfe zum „soziokulturellen
Existenzminimum“. Pauschalen sind zu-
sammengefasste Beihilfen. Sie können
nicht einfach gekürzt (oder erhöht) wer-
den, ohne dies zu begründen. Die Be-
gründung muss sich auf ausreichende
statistische und damit nachvollziehbare
Erhebungen stützen. Dies ist hier nicht
der Fall, es gibt keinerlei Transparenz.

Insbesondere in der Beschlussvorlage
583 / 2003 (BV 583) der Stadt Mannheim
wird bei den Kürzungsvorschlägen auf
„den Wirtschaftsraum Rhein-Neckar“
verwiesen. Dies ist eine absolut willkür-
liche Festlegung (nicht: Bemessung!) und
dürfte wie so vieles einer juristischen
Überprüfung nicht standhalten.

Völlig unerklärlich bleibt ebenfalls,
warum – abgesehen von deren Kürzung –
bei der Ergänzungspauschale für Beklei-
dung und Schuhe die geschlechts- und al-
tersspezifischen Pauschalen – auch hier
ohne jede weitere Begründung – einfach
aufgegeben werden. Ein zweijähriges
Kind hat doch einen anderen Bedarf als
ein 60-jähriger Rentner, ein 16-jährige
Mädchen einen anderen als ein gleichal-
triger Junge.Auch hier ist die Bedarfsbe-
zogenheit in ein Nichts aufgelöst.

Auch bei der Sonderausstattung an
Bekleidung usw. ist der fromme Streich-

wunsch Vater des Gedankens. Der For-
mulierung „es kann erwartet werden“,
dass Hilfebedürftige die dort aufgezähl-
ten Produkte aus ihrem eigenen Bestand
„entnehmen können“, stützt sich auf kei-
nerlei Erfahrungswerte oder Untersu-
chungen.Weiter ist umstritten, inwieweit
Sozialhilfebezieher auf Kleiderkammern
verwiesen werden dürfen. Hier ist in be-
zug auf Stigmatisierungstendenzen das
Wahlrecht der Betroffenen zu berück-
sichtigen. (…)

Besonders absurd wird es bei den Kür-
zungsvorschlägen zu den Unterkunfts-
kosten.Auch hier gilt laut Gesetz: für die
angemessenen Unterkunftskosten sind
die tatsächlichen Mietpreise auf dem je-
weiligen Wohnungsmarkt, also in Mann-
heim, entscheidend (selbst der örtliche
Mietspiegel ist nur ein Anhaltspunkt).
Für die Größe der Wohnung und die Prei-
se gibt es also gesetzlich festgelegte Be-
stimmungen. Den „Wirtschaftsraum
Rhein-Neckar“ auch hier wieder als
Orientierung zu Grunde zu legen, (…) ist
nicht nur bizarr, sondern verstößt auch
gegen die herrschende Rechtsauffassung,
die besagt, dass jeder Mensch einen
Rechtsanspruch auf Übernahme der
Unterkunftskosten hat und der tatsäch-
liche individuelle Bedarf entscheidend
ist. (…)

Schließlich soll, um die besagten 21
Millionen bei den Armen einzusparen,
der Fahndungsdienst für Sozialhilfebe-
zieher nach Stasi-Art ausgebaut werden
(„Hausbesuche“). Hier spielen aber ne-
ben datenschutzrechtlichen Aspekten die
qualitative Eignung und damit die Be-
zahlung dieser „Sozialdetektive“ eine
gewisse Rolle (die sog.„Missbrauchsquo-
te“ in der Sozialhilfe dürfte realisti-
scherweise bei ca. 2% liegen). Vielleicht
sollten sich einige Mannheimer Gemein-
deratsmitglieder die Aussage eines un-
verdächtigen Zeitgenossen zu Gemüte
führen, der da sagte:

„Jährlich gehen dem Gemeinwesen
durch Sozialhilfemissbrauch 120 Mio.
EUR verloren, jedoch 65 Mrd. EUR durch
Steuerhinterziehung. Zugleich werden
2,2 Mrd. EUR an Sozialleistung nicht in
Anspruch genommen, da sich die Men-
schen ihrer Armut schämen“. (Norbert
Blüm am 7. Januar 2004).

Eine weitere Mannheimer Spezialität
ist die beschlossene Kürzung (!) der sog.
Mehraufwandsvergütung für Sozialhil-
febezieher von 2.- EUR auf 1.- EUR Stun-
denlohn („Prämienarbeit“). Diese Prä-
mie wird neben dem Regelsatz der Sozi-
alhilfe (297 EUR monatlich) „gewährt“,
um gemeinnützige Arbeiten auszufüh-
ren.(…)?

Es gibt immer mehr Menschen,die sich
gegen diesen Sozialkahlschlag in Mann-
heim wehren, und es gibt für Betroffene
die Möglichkeit, gegen unwürdige Be-
handlung auf dem Sozialamt Wider-
spruch einzulegen und gegebenenfalls
Klage zu erheben, sollten sie mit der neu-
en Sozialamtspraxis konfrontiert wer-
den. RL (gekürzt, PB)

Tarifverhandlungen in der Metallindustrie

Für Mehrarbeit weniger
Geld, nur Erfolgs-
prämie oder gar keine
Bezahlung mehr?
Eine Überraschung war das Arbeitge-
berangebot in der baden-württembergi-
schen Metallindustrie nicht mehr.Es liegt
ganz auf der Linie der Positionen, in die
sich der Arbeitgeberverband Gesamtme-
tall seit Wochen eingegraben hatte: Als
Lohnerhöhung werden zwei mal 1,2%
über eine Gesamtlaufzeit von 27 Mona-
ten geboten. Davon müssten nochmals
1,39% für die abschließende Finanzie-
rung des gemeinsamen Entgeltrahmens
ERA abgezweigt werden, würden also
nicht dauerhaft in die Lohntabellen ein-
gehen. Weder die Preissteigerung noch
die Produktivitätsentwicklung würden
mit diesem Angebot ausgeglichen, ge-
schweige denn die Summe aus beiden.

Aber damit nicht genug. Die Metallar-
beitgeber verlangen die Verlängerung der

Wochenarbeitszeit
von 35 Stunden bis
auf 40 für größere Be-
legschaftsteile. Die
bisherigen Quoten
von 18 bzw. 13% der
Belegschaft sollen
fallen.

Damit könnte
heutige Mehrarbeit
in Normalarbeitszeit
verwandelt werden,

für die keine Überstundenzuschläge
mehr anfielen. Aber Gesamtmetall geht
noch einen Schritt weiter und will die
Entscheidung,ob die Mehrstunden selber
voll, teilweise, nur erfolgsabhängig oder
auch gar nicht bezahlt werden, den Be-
triebsparteien überlassen. Und es soll
auch ganz klar sein, dass dafür nicht et-
wa existenzielle Notlagen von Unterneh-
men Voraussetzung sind. Unbezahlte
Mehrarbeit soll vielmehr möglich sein für
„Betriebe, die ihre Wertschöpfung nicht
weiterentwickeln können“, zur „Weiter-
entwicklung des Standorts“ und „Mo-
dernisierung von Prozessen und Sorti-
menten“. Also Generalermächtigungen,
die früher oder später für jedes Unter-
nehmen zutreffen.

Hier ist eine abgestimmte Strategie er-
kennbar: Viele Unternehmen fordern von
Belegschaften Verlängerung der Arbeits-
zeit ohne Bezahlung. Beispiel Bosch
Leinfelden: Mit 40 statt 35 Wochenstun-
den ohne entsprechende Aufzahlung und
mit Kürzung übertariflicher Lohnbe-
standteile sollen „30 Arbeitsplätze geret-
tet“ werden. Oppositionspolitiker for-
dern die flächendeckende Verlängerung
der Arbeitszeit. Sogenannte Sachver-
ständige stoßen ins gleiche Horn. Und
über den Tarifverhandlungen schwebt
die Drohung des Kanzlers mit gesetz-
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lichen Eingriffen in die Tarifautonomie,
wenn die Tarifparteien die Öffnung nicht
selber organisieren.

Die Metallarbeitgeber wollen an die-
ser Stelle einen qualitativen Sprung er-
reichen, indem sie Arbeitsstunden und
Bezahlung teilweise entkoppeln, also die
Lohnzahlung selber flexibilisieren. Fle-
xible Arbeitszeit – bei guter Auftragsla-
ge länger arbeiten, in der Flaute kürzer,
aber alle Arbeitsstunden erfassen und
entweder in Freizeit ausgleichen oder be-
zahlen – reicht ihnen nicht mehr. Viele
Zeitkonten sind voll und müssen früher
oder später ausgeglichen werden, Rück-
stellungen in der Bilanz für Zeitgutha-
ben der Belegschaften drücken auf den
ausgewiesenen Bilanzgewinn. Deshalb
wollen die Metallarbeitgeber jetzt über
die Zeitkonten hinaus und die Lohnzah-
lung bei Mehrarbeit selber flexibilisie-
ren, Mehrarbeit bezahlen oder auch
nicht. Über einen Dominoeffekt dürfte
innerhalb weniger Jahre das Niveau in
der Fläche abgesenkt werden.Von wegen
Weiterentwicklung und Modernisierung
von Prozessen und Sortimenten! Die Er-
fahrung zeigt im Gegenteil: Wenn die
Unternehmen ihre Konkurrenz über die
Löhne austragen können, sinkt ihr Inter-
esse an Modernisierung und Innovation.

Kannegießers drei Argumente,die sich
auch an die Adresse der IG Metall rich-
ten, „der heutigen Tarifautonomie fri-
sches Leben einhauchen, Firmenkultu-
ren verbessern und Betriebsparteien mit
den Tarifparteien zu neuem und ehrli-
chem Schulterschluss führen“, sind alle
falsch.

Tarifautonomie wird nicht belebt,
wenn Kernbestandteile von Tarifverträ-
gen für einzelbetriebliche Regelungen
freigegeben werden. Details können be-
trieblich ausgestaltet werden, aber die
Dauer der Normalarbeitszeit und die Be-
zahlung oder Nichtbezahlung von Mehr-
arbeit sind Kernfragen, die der Konkur-
renz der Einzelunternehmen entzogen
sein sollten. Wenn solche Fragen einzel-
betrieblich entschieden werden können,
verlieren Tarifverträge an Bedeutung.

Firmenkulturen werden so nicht ver-
bessert, im Gegenteil. Wenn bestimmte
strittige Themen wie eben die Kernfra-
gen der Tarifverträge rechtlich der Ent-
scheidung der Betriebsparteien entzogen
sind, dann wirkt das dämpfend auf die
betriebliche Konfliktlage: Man muss sich
darüber betrieblich nicht permanent
herumstreiten. Wenn Löhne, Wochenar-
beitszeiten usw. aber betrieblich ent-
schieden würden, dann schössen die
Streitpunkte im Betrieb ins Kraut und
gesittete Verhältnisse blieben vielfach
auf der Strecke.

Und ebenso beim „Schulterschluss
von Betriebsparteien und Tarifparteien“.
Das Verhältnis zwischen Gewerkschaft
und Betriebsräten jedenfalls würde be-
lastet. Betriebsräte würden klagen: Wie-
so habt ihr uns diese Fragen zur Regelung
zugeschoben, wo wir doch betrieblich
massiv unter Druck gesetzt werden kön-

nen? Und die Gewerkschaft würde kla-
gen: Wieso stimmt ihr nur den Zumutun-
gen eures Managements zu? Für Kon-
fliktstoff zwischen Gewerkschaft und
Betriebsräten wäre gesorgt. Die Strate-
gen bei Gesamtmetall wissen,was sie tun.

Die IG Metall hat sich bereit erklärt,
über erweiterte Tarifregelungen für fle-
xible Arbeitszeiten zu verhandeln. Die
Verlängerung der Arbeitszeit ohne Be-
zahlung lehnt sie aber zurecht ab. Nach-
dem Gesamtmetall Öffnungsklauseln für

unbezahlte Mehrarbeit mehr oder weni-
ger zu einem K.o.-Kriterium für einen
Abschluss erklärt hat und andere Bran-
chen gespannt in den Startlöchern sitzen
und das bürgerliche Publikum Resultate
sehen will, ist es unwahrscheinlich, dass
diese Auseinandersetzung schiedlich und
schnell über die Bühne geht. So oder so
werden Weichen weit über die Metall-
und Elektroindustrie hinaus gestellt. In
dieser Auseinandersetzung verdient die
IG Metall Unterstützung. rok 

Dokumentiert:
Kannegießer, Präsident
von Gesamtmetall
Unsere deutschen Arbeitskosten sind
im Vergleich der wichtigen Industrie-
länder zu hoch. Die Betriebe weichen
durch Stellenabbau, Schrumpfung und
Verlängerung aus – nach jedem Kon-
junkturtal haben wir einen höheren So-
ckel an Arbeitslosigkeit,der inzwischen
breit durch alle Bevölkerungsschichten
geht.

Dies können wir uns vor dem Hinter-
grund der rasch fortschreitenden Euro-
päisierung der Wirtschaft nicht mehr
leisten, speziell nicht in der Metall- und
Elektroindustrie,eine der wenigen noch
wirklichen Lokomotiven unserer Wirt-
schaft.

Wir wollen Sicherung der Einkom-
men und der Beschäftigung – das
Kunststück der Reallohnsicherung –
trotz Stagnation und Wachstums-
schwäche erreichen,dazu muss auch die
Tarifpolitik ihren Beitrag leisten.

Wer mehr Innovation,mehr Dynamik
und mehr Qualifikation von den Be-
trieben fordert, der muss Arbeits-
schleusen über längere Zeit nachhaltig
öffnen und nicht nur auf Zeitkonten
parken, die am Ende erneut einschnü-

ren und Arbeit für immer mehr Betrie-
be nicht mehr bezahlbar machen. Dies
muss doch in einem Rahmen von einer
bis höchsten fünf Stunden pro Woche
möglich sein. Und wenn die Betriebs-
parteien dies zur Sicherung und Schaf-
fung von Arbeitsplätzen in ihren Be-
trieben gemeinsam für richtig halten,
dann vorübergehend auch nur mit teil-
weisem oder ohne Lohnausgleich.

Niemand und keine Seite kann dies
erzwingen,auch nicht die Tarifparteien,
aber wir müssen es für den ständigen
Dialog und den Entscheidungsprozess
zwischen den Betriebsparteien möglich
machen.

Nur mit mehr Gestaltungsspielräu-
men werden wir der heutigen Tarifau-
tonomie frisches Leben einhauchen,
Firmenkulturen verbessern und Be-
triebsparteien mit den Tarifparteien zu
neuem und ehrlichem Schulterschluss
führen.

Wissenschaft, Politik und Wirtschaft
haben die Notwendigkeit zu mehr be-
trieblichen Gestaltungsspielräumen
erkannt. Wir Tarifparteien haben dazu
unsere grundsätzliche Bereitschaft er-
klärt. Wir werden keinen Flächentarif-
vertrag unterschreiben, der in diesem
Bereich keine Fortschritte bringt.

FAZ vom 12.1.04
•

Beschäftigte von Bosch Stuttgart-Feuerbach zeigen, was sie von dem Vorschlag des
Bosch-Chefs Fehrenbach halten, künftig 40 Stunden arbeiten zu müssen.
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Lothar Bisky auf der 9. Ge-
werkschaftspolitischen
Konferenz der PDS in Leip-

zig: Der Europäische Gewerk-
schaftsbund hat mit dem europa-

weiten Aktionstag am 3.April einen ent-
scheidenden Schritt getan. Wir werden
uns als linke Parteien dem anschließen,
und als PDS werden wir alle Kraft dar-
auf konzentrieren, dass dieser Aktions-
tag hierzulande ein Erfolg wird.Wir soll-
ten uns am 3.4.auf die Straßen und Plät-
ze begeben als Teil eines breiten Bünd-
nisses mit Gewerkschaften, attac, der
Friedensbewegung usw. usf. Wir sollten
uns als PDS überall einordnen in den ge-
meinsamen Protest, ohne uns zu verste-
cken, ganz wie am 1.11. 2003.

Wir als linke Partei streiten dafür, das
wir eine neue Qualität des europaweiten
Widerstands gegen den Sozialabbau or-
ganisieren müssen und auch mit den Ge-
werkschaften und den sozialen Bewe-
gungen gemeinsame Aktionen brauchen.

Es geht um Bündnisse, die dem Ne-
beneinander oder sogar Auseinander-
Marschieren ein Ende setzen.

Ich möchte deshalb abschließend eine
These formulieren, die uns vielleicht ein
wenig in die Zukunft tragen kann:

Ein großer Teil des Problems, dass wir
hier als scheinbar ostdeutsche Be-
sonderheiten diskutieren, besteht ei-
gentlich darin, dass es gerade als typisch
ostdeutsch betrachtet wird. Die west-
deutschen Automobilbauer, die den ost-
deutschen Kampf um die 35 Stunden-
Woche nicht teilen wollten, haben zum
Beispiel sehr schnell erkennen müssen,
dass sie die Folgen der Niederlage sehr
wohl teilen. Und es gibt sicher manche
Beispiele dafür, dass es auch in der Ge-
genrichtung häufig genug an Verständ-
nis mangelt.

Es wird in Zukunft immer mehr da-
rauf ankommen, die Probleme der an-
deren mitzudenken und vor allem auch
ihre Kämpfe mit zu tragen. In unserem
eigenen Land,aber vor allem auch in Eu-
ropa. Aber dazu muss man mehr von-
einander wissen und mehr miteinander
reden.

Auf einer Pressekonferenz erklärte Lo-
thar Bisky zur Vorbereitung der Sonder-
parteitages zur Europawahl:
Es liegen insgesamt 52 Änderungsan-
träge zum Europawahlprogramm vor,
von denen ein guter Teil vom Vorstand in
den Wahlprogrammentwurf aufgenom-
men worden ist. Ich bin sicher, die Dele-
gierten werden auch bei den strittigen
Fragen verantwortungsvoll entscheiden
und die PDS im Wahlkampf klar als
Kraft der sozialen Gerechtigkeit, des
Friedens und der Demokratie positio-
nieren.

Rückenwind gibt uns dabei auch die
Initiative der elf europäischen Links-
parteien zur Gründung der Partei der
Europäischen Linken.

Der Vorstand hat heute einen Initia-
tivantrag an den Parteitag beschlossen.
Auf dessen Grundlage kann der Partei-
tag die Mitgliedschaft der PDS in der zu
gründenden europäischen Partei ins
Werk setzen und die notwendigen
Schritte dazu beschließen. Mit einem
entsprechenden Entschluss der Dele-
gierten werde ich am 15. Februar in
Athen mit den anderen Parteivorsitzen-
den das Tempo für die Gründung noch
einmal beschleunigen können.

Sie können davon ausgehen, dass die
Wählerinnen und Wähler bis zum 13.Ju-
ni sehr deutlich die Bündelung der Kräf-
te der europäischen Linken erleben kön-
nen. Das wird sich bereits am 20. März
und am 3./4.April bei den geplanten eu-
ropaweiten Demonstrationen gegen
Krieg und gegen Sozialabbau, für fried-
liche Konfliktlösung und für eine soli-
darische Reform des europäischen Sozi-
alstaatsmodells erweisen.

Hans Modrow, Mitglied des Europapar-
laments und Ehrenvorsitzender der
PDS, gab am 18. Januar folgende Erklä-
rung ab:
Von verschiedenen Seiten aufgefordert,
meinen Entschluss, nicht erneut für das
Europaparlament zu kandidieren, zu
überdenken, habe ich nach reiflicher
Überlegung dem Parteivorstand der
PDS ein Angebot zur Kandidatur unter-
breitet.

Mir schien es sinnvoll, ein solches An-
gebot zu machen, nachdem bekannt
wurde, dass zum einen Persönlichkeiten
von außerhalb der PDS aus politischen
Erwägungen Absagen erteilten, und
zum anderen die Möglichkeit der Stell-
vertreterkandidatur zur Anwendung
kommen sollte. Der Stellvertreter sollte
eine Persönlichkeit sein, mit der sich in
den letzten Jahren in Fragen europäi-
scher Politik bereits eine enge, überein-
stimmende Arbeit gestaltet und der auf
der Vertreterkonferenz für die Wahl 1999
auf Platz 8 der Liste stand. Das Angebot
beinhaltete zugleich eine klare Aussage,
dass in einer überschaubaren Frist das
Mandat übergeben wird …

Der Parteivorstand hat mit seinem
Listenvorschlag mein Angebot ausge-
schlagen – eine Tatsache, die ich zur
Kenntnis nehme. Mit Gegenkandidatu-
ren werde ich auf der Vertreterkonferenz
nicht antreten.

Die Erklärung des Vorsitzenden der
Partei, Lothar Bisky, der Ehrenvorsit-
zende sei für ihn wichtig und für die Sta-
bilisierung der Partei unverzichtbar,
nehme ich gerne auf, zumal meine Be-
mühungen in der Partei und als MdEP
darauf gerichtet waren und bleiben sol-
len. Um welche Erwartungen es dabei
aus aktueller Sicht geht und wie ich sie
unter den gegebenen Bedingungen aus-
füllen könnte, wird gewiss erst noch zu
besprechen sein.

Zusammenstellung: jöd
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SPD (Teil III und Schluss)

Funktionieren,
solange wie es
funktioniert
Das „Akzente-Papier“ entwickelt in sei-
nem Schlussteil drei Ziele: Die Nachhal-
tigkeit, die als Gebot der Generationen-
gerechtigkeit zu begreifen sei, die gute
Arbeit für alle und den weltweiten Frie-
den als Stärke des Rechts im Gegensatz
zum Recht des Stärkeren.

Nun strebt die konkrete gesellschaft-
liche Entwicklung in der BRD und welt-
weit nicht schnurstracks auf jene Ziele
hin.Warum eigentlich nicht? Die Akzen-
te enthalten keine Erklärung, nicht ein-
mal Ansatzpunkte einer Erklärung.

Wer gesellschaftliche Übel zu erklären
sucht, geht auf glattes Eis. Es liegt ja so
nahe, sich irgendetwas zum bösen Teufel,
der das Üble will, auszugestalten, und
dann dauert es nicht lange, bis die Leute
gefunden sind, denen der böse Geist aus-
zutreiben ist.

Keine Analyse von Ursachen 
und Wirkungen

Aber deswegen auf jede Kritik verzich-
ten und über Ursachen und Wirkungen
schweigen? Die PDS zum Beispiel hat in
ihrem neuen Programm die Dominanz
der des Kapitalverhältnisses als Aus-
gangspunkt gesellschaftlicher Probleme
benannt. Sie hat damit die Möglichkeit
gewonnen, die Kritik der Profitmacherei
aus irrationalen,halbwegs religiösen Ver-
kappungen herauszulösen.Es besteht die
Möglichkeit, der Privatwirtschaft einen
eingeschränkten Wirkungsbereich zuzu-
weisen, und es besteht die Möglichkeit,
zu regulieren, was in diesem einge-
schränkten Bereich zulässig ist und was
nicht. Die Kritik an dem Treiben der Re-
präsentanten des Kapital wird dadurch
in Richtung Konkretisierung gedrängt,
eine Fanatisierung nach dem Muster:
„Die Bösen werden geschlachtet –  die
Welt wird gut“ vermieden. Es ist aller-
dings offen, ob der PDS mit diesem ra-
tionalen Politikansatz die Mobilisierung
gelingt.

Die Probleme des in den „Akzente“ ge-
wählten Ansatzes liegen anders. Was
nämlich ist die Folge, wenn das gefühlte
Unglück der vielen Einzelnen nicht aus
Bedingungen, die durch die Gesellschaft
gesetzt sind, erklärt wird? Die Tendenz,
die Ursache des Unglücks bei sich selbst
zu suchen, wird dominant. Es entsteht ei-
ne Habitus der Hilflosigkeit, wenn näm-
lich erfahren wird, dass die eigene An-
strengung nicht zum Ziel führt. Oder es
entsteht eine Haltung der Rücksichtslo-
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sigkeit, es ist eh alles egal. Die still-
schweigende Akzeptanz des Status quo
als gegebener, nicht zu hinterfragender
Ausgangspunkt legt die wichtigste Trieb-
kraft für Reformpolitik lahm: die Kritik
dessen, was gewesen ist und jetzt vorge-
funden wird. Eine solche Kritik müssen
alle Einzelnen leisten, wenn sie über ih-
re Lage nachdenken, anders gesagt, über
die gesellschaftliche Struktur und ihren
Ort in dieser Struktur. Diese analytische
Arbeit kann zu einer Kritik an den Insti-
tutionen führen und zu Mehrheiten für
deren Veränderung.

Funktionieren zwischen Hoffen 
und Verzagen

Wird aber versucht, ohne Kritik des Sta-
tus quo für Verbesserungsprojekte zu
werben, entstehen zwei Mängel. Erstens
ist in keiner Weise abzusehen, wieso die
angesagten Ziele realistisch und die ge-
zeigten Mittel hilfreich sein sollten.
Schon das Märchen bezeichnet die „Zei-
ten, in denen das Wünschen noch etwas
geholfen hat,“ als längst vergangen, ur-
alt. Zweitens wird der Zusammenhang
zur Erklärung der eigenen Lage, die in
das politisch Urteil der mündigen Bürger
einfließt, zerrissen.Das politische Ziel ist
mit der Lebenswirklichkeit ebenfalls nur
durch Hoffnung verknüpft. Die immer
wiederholte Anstrengung von Hoffnun-
gen muss jede politische Bewegung er-
matten. Was heute Hoffnungsträger
heißt, nennt man morgen einen Sünden-
bock.

Warum verzichtet die Akzente-Auto-
rengruppe auf die Darstellung der Kritik
des Status quo? Der naheliegende Grund
ist,dass die SPD sich zur Partei der Funk-
tionstragenden in den Systemzusammen-
hänge des Staates und der Wirtschaft ent-
wickelt. Wahrscheinlich muss es in einer
offenen, modernen Gesellschaft eine sol-
che Partei geben, denn die Anzahl der
Menschen, die im Staat oder im Konzern
als Funktionär funktionieren und aus
freien Stücken das tun, was der System-
erhaltung dient,diese Anzahl ist groß und
nimmt zu. Wahrscheinlich ist aber auch,
dass dieses Potential nicht so groß ist wie
das bisherige Arbeitnehmermilieu.

Wenn es überhaupt zu einer Mehrheit
für Reformpolitik kommen soll,kann sich
diese nur aus Rot-Grün-Rot bilden, wo-
bei SPD und Grüne Mehrheitsbildungen
(mit jeweils unterschiedlicher Schwer-
punktsetzung) mit „großen“ oder
„schwarz-grünen“ Koalitionen versu-
chen könnten.

Schnittstellen nach links?

Vor diesem Hintergrund ist gerade wich-
tig, welche Perspektive diese Funktionä-
re des Systems angeben. Ist die Politik,
für die das Akzente-Papier wirbt, an-
schlussfähig für Bewegungen,die sich ge-
gen Ausgrenzung und Armut, gegen Ent-
fremdung und Ausbeutung im Arbeitsle-
ben, gegen Repression und militarisierte
Politik wenden?

Das Ziel der Nachhaltigkeit enthält ei-

ne Kritik privatistischer Planlosigkeit.
Das Ziel der „guten Arbeit“ enthält eine
Kritik der Entfremdung und der Tren-
nung in zwecksetzende und durchfüh-
rende Funktionen.Das Ziel der guten Ar-
beit für alle enthält eine Kritik an den
Ausschlussmechanismen des Arbeits-
und auch des Bildungsmarktes. Das Ziel
Stärke des Rechts statt Recht des Stär-
keren enthält eine Kritik des Anspruchs
der Staaten auf ungezügelte Handlungs-
freiheit, deutet auf die Chance, den in der
Weltöffentlichkeit präsenten Vorrang po-
litisch wirksam zu machen.

Wir möchten allerdings festhalten,
dass die SPD, selbst wenn sie den Weg,
den die Akzente-Gruppe vorschlägt, be-
schreiten sollte, Reformpolitik nicht ini-
tiieren kann. So lange sie nicht eine Kri-
tik am Status quo entwickelt, kann sie
sich Reformbewegungen nur anschlie-
ßen.Dies wäre nicht schlimm.Viel schwe-
rer wiegt, dass die fehlende Kritik dazu
führt, dass Gebote der Systemerhaltung,
d.h.der Vorherrschaft des Eigentums und
seiner Verwertung in der Wirtschaft und
der Vorherrschaft der Staatsmacht ge-
genüber den Bürgerrechten, sich selbst
bei den Leuten, die besten Absichten ge-
habt hatten,durchsetzen.Sie funktionie-
ren, solange wie es funktioniert. alk, maf

Dokumentation (Teil III von III)

Akzente eines neuen
Grundsatzprogramms
der SPD
6. Nachhaltigkeit: Kooperation 
und qualitativer Wettbewerb im 
Interesse der Zukunft

Das Ziel Nachhaltigkeit steht in der Tra-
dition sozialdemokratischer Reform-
ideen. Es bezieht die Zukunftsfragen in
die Gegenwartsentscheidungen ein. Es

sieht in Solidarität und gemeinsamer Ver-
antwortung entscheidende Grundlagen
der Moderne.

Nachhaltigkeit erweitert die Entschei-
dungen in Politik und Wirtschaft um ei-
ne zeitliche Perspektive und knüpft sie an
qualitative Bedingungen und wirtschaft-
liche Effizienz. Durch seine weiterrei-
chenden Perspektiven eröffnet die Aus-
richtung auf eine nachhaltige Entwick-
lung den Spielraum für grundlegende
Veränderungen, die wir in einer Welt
brauchen, in der ein rationaler Umgang
mit den begrenzten Ressourcen und der
Abbau sozialer Ungleichheiten entschei-
dende Zukunftsaufgaben sind.

Ökonomisch ist eine ökologische
Orientierung von Produktion und Kon-
sum ein Hebel für die Modernisierung
von Wirtschaft und Gesellschaft und für
ein dauerhaftes Fortschrittsmodell.
Praktisch stößt diese Einsicht auf Wider-
stand, weil sie Veränderungsbereitschaft
in den Wirtschaft- und Konsumweisen
der Industriegesellschaften voraussetzt
und als Belastung für die Konkurrenzfä-
higkeit der Wirtschaft abgetan wird.
Ebenso wie die soziale Einbettung der
Wirtschaft in den letzten fünf Jahrzehn-
ten auch ökonomisch vorteilhaft war,
können heute ökologische Vorgaben zum

Motor grundlegender Modernisierungs-
prozesse werden. Der technische und so-
ziale Fortschritt muss dafür nicht ver-
langsamt, sondern umgeleitet werden.
Der Umbau zur Nachhaltigkeit, der die
tatsächlichen Kosten der Produktions-
weisen schrittweise berücksichtigt, för-
dert wirtschaftliche und technische In-
novationen für angepasste und effiziente
Verfahren und Produkte.

Eine Stärke dieses Prinzips sind die
gemeinsamen Perspektiven, die es für die
Wirtschaften und Gesellschaften mit
sehr unterschiedlichen Traditionen und
Gegebenheiten eröffnet, weil es verschie-
dene Akteure durch das gemeinsame Ziel
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und die gemeinsamen Regeln auf die
unterschiedlichsten Wege schickt. Die
Ziele Effizienz und Konsistenz können
mit unterschiedlicher Priorität entspre-
chend der spezifischen Möglichkeiten vor
Ort, also dezentral und verbrauchsnah,
angestrebt werden. /9/

Mit der Umsetzung der Nachhaltigkeit
kann überall und sofort begonnen wer-
den. Nachhaltigkeit motiviert die Men-
schen, sich für die Erneuerung der Ge-
sellschaft einzusetzen und sie mitzuge-
stalten, denn sie legt einen Schwerpunkt
auf Bürgerbeteiligung und Mitgestal-
tung. Sie eröffnet Handlungsspielräume
zwischen den Ebenen – nach unten zur
Kommune oder im Unternehmen wie
nach oben zur Europäischen Union oder
den Vereinten Nationen.

Nachhaltigkeit ist eine zeitgemäße
Antwort auf die Herausforderungen der
Globalisierung. Dafür muss die Europä-
ische Union dieses Konzept mit der not-
wendigen Konsequenz verfolgen. Ein er-
ster strategischer Reformschritt wäre ein
Bündnis von Arbeit und Umwelt,um ein-
erseits die Ressourcenabhängigkeit dras-
tisch zu verringern und andererseits die
Produktivität der Wirtschaft vom Faktor
Arbeit auf die Steigerung der Produkti-
vität beim Einsatz von Energie und Roh-
stoffen zu verlagern. Damit würde es
möglich, zwei zentrale Fundamente des
europäischen Sozialmodells zu stabili-
sieren: die Erwerbsarbeit und die Sozial-
systeme, die eng miteinander verbunden
sind. Eine höhere Energie- und Ressour-
cenproduktivität schafft Raum für mehr
Arbeit, weil sie hohen Verbrauch durch
Technologien und menschliche Arbeit re-
duziert.

7. Gute Arbeit – Arbeit für alle

Die Massenarbeitslosigkeit ist und bleibt
die größte Herausforderung an sozialde-
mokratische Politik.Dieser Herausforde-
rung wird man weder mit der Losung vom
„Ende der Arbeit“, noch mit dem genau-
en Gegenteil „Arbeit um jeden Preis“ ge-
recht werden.

Beiden Antworten müssen wir wider-
sprechen: Die Erwerbsarbeit bleibt unter
den Bedingungen der realen Arbeitsge-
sellschaft der zentrale Schlüssel für ge-
sellschaftliche Integration und gleichbe-
rechtigte Beteiligung. Die Forderung
nach einer unbedingten Arbeitsmarktin-
tegration übersieht andererseits,dass Er-
werbsarbeit nur unter qualitativen Be-
dingungen der Schlüssel der Integration
und der Beteiligung sein kann. Diese Be-
dingungen betreffen den Vollzug der Ar-
beit als auch deren Entlohnung. Deshalb
geht es uns um gute und ausreichend ent-
lohnte Arbeit.

Gute Arbeit ist keineswegs eine Uto-
pie, sondern in vielen Unternehmen be-
reits Wirklichkeit. Für die Mehrheit der
Arbeitnehmer haben sich nämlich die Be-
dingungen ihrer Arbeit seit den Anfän-
gen industrieller Arbeit stetig verbessert.
Nicht zuletzt durch Anstrengungen sozi-
aldemokratischer Bildungspolitik wuss-

ten viele Unternehmen die Vorteile einer
besser qualifizierten Arbeitnehmer-
schaft zu nutzen. Um deren Arbeitsver-
mögen möglichst umfassend zu nutzen,
standen sie ihren Beschäftigten eine grö-
ßere Autonomie und bessere Arbeitsbe-
dingungen zu. Die Kehrseite dieser Ent-
wicklung ist eine enorme Verdichtung
und Entgrenzung der Erwerbsarbeit –
mit der Folge, dass die Beschäftigten den
Anforderungen ihrer Arbeit langfristig
nicht gewachsen sind und ihr Arbeits-
vermögen verbraucht wird.Wenn sich al-
le Lebensbereiche den Anforderungen
der /10/ Erwerbsarbeit fügen müssen,
wird die Freiheit zum selbstbestimmten
Leben drastisch beschränkt.

Weil Erwerbsarbeit unter den gegebe-
nen Bedingungen Schlüssel für gesell-
schaftliche Integration und Beteiligung
ist,müssen wir auf zwei Sachverhalte po-
litische Antworten geben,
1. auf die zunehmende und neuartige

Überbelastung der Arbeitenden
durch Intensivierung und Beschleu-
nigung bei hoher Autonomie in der
Arbeit und

2. auf die Ausgrenzung von relevanten
Bevölkerungsgruppen aus der Er-
werbsarbeit.

Qualifikation – Schlüssel für gute Arbeit
Ausreichende und richtige Qualifikatio-
nen sind nicht nur Bedingung dafür, um
überhaupt auf den Arbeitsmärkten er-
folgreich sein zu können, sondern um in
den Unternehmen gute Arbeit vorzufin-
den. Diese Qualifikationen werden nicht
ein für allemal erworben und stehen dann
für das gesamte berufliche Leben zur Ver-
fügung. Sie müssen ständig erneuert und
ausgebaut werden.

Dass Bildung und Ausbildung ein
Schlüsselthema sozialdemokratischer
Politik ist, darüber besteht Konsens. Da-
bei geht es nicht nur um die schulische
Bildung und Ausbildung, bei der nur
dann eine größere Chancengleichheit er-
reicht werden kann, wenn Menschen in
ihrem Leben angemessene zweite, dritte
und weitere Chancen eingeräumt wer-
den. Es geht auch um die berufsbeglei-
tende Aus- und Weiterbildung, zu denen
alle Erwerbstätigen einen gleichberech-
tigten Zugang finden müssen.

Höhere Qualifikationen produzieren
von sich aus Nachfrage nach Gütern, die
sie nicht nur für die Teilnahme am Er-
werbsleben, sondern auch für die Betei-
ligung in allen anderen gesellschaft-
lichen Bereichen benötigen. Unser Bil-
dungs- und Ausbildungssystem muss
deshalb die Menschen auch besser befä-
higen, ihr Leben selbstverantwortlich zu
leben. Orientierungswissen, zivilisatori-
sche, soziale, kognitive und nicht zuletzt
musische Kompetenzen können – neben
der Förderung ihres Arbeitsvermögens –
die Möglichkeiten selbstbestimmten Le-
bens erweitern.

Rechte
Gute Arbeit muss man in vielen Fällen

den Unternehmen nicht politisch abtrot-
zen,weil sie mit einer optimalen Nutzung
des Arbeitsvermögens übereinstimmen.
Eine realistische Politik guter Arbeit
weiß jedoch, dass diese Übereinstim-
mung immer prekär und zudem materiell
und personell begrenzt sein kann. /11/

Sozialdemokratische Politik trägt da-
her Sorge dafür, diese Übereinstimmung
im Interesse der Beschäftigten auszuwei-
ten und dauerhaft zu machen. Dazu sind
die Bedingungen guter Arbeit in mög-
lichst belastbare Rechte umzuformen,die
– erstens von allen Beschäftigten wahr-

genommen werden können und
–  zweitens auch in Situationen erhalten

bleiben, in denen sie nicht zum kurz-
fristigen Vorteil ihrer Unternehmen
sind.
Entsprechende Rechte sorgen für eine

Verallgemeinerung und eine Verstetigung
guter Arbeit. Darüber hinaus bedarf es
belastbarer Rechte, mit deren Hilfe die
Beschäftigten einen pfleglichen Umgang
mit ihrem Arbeitsvermögen durchsetzen
können. Eine nachhaltige Nutzung des
Arbeitsvermögens ist auch im langfristi-
gen Interesse der Unternehmen, wenn-
gleich sie bei ausschließlich kurzfristiger
Betrachtung deren betriebswirtschaft-
licher Logik zu widersprechen scheint.
Zu diesen Rechten gehört zum Beispiel,
dass die Arbeitnehmer im eigenen Inter-
esse „Auszeiten“ nehmen können. Eben-
so muss die zunehmende Flexibilisierung
der Arbeit soziale Regeln bekommen –
weil Flexibilität gerade dadurch erst er-
möglicht wird.

Arbeit für alle
Die Schere zwischen Arbeitsangebot und
-nachfrage muss geschlossen werden.Ar-
beitsmarktpolitik trägt dazu bei, die in-
dividuellen Barrieren am Arbeitsmarkt
zu beseitigen. Sie kann aber nicht die
strukturellen Defizite beheben.Mehr Be-
schäftigung wird daher nur durch Im-
pulse auf den dem Arbeitsmarkt vorgela-
gerten Märkten, in der Wissenschaft und
vor allem auf den Dienstleistungs- und
Gütermärkten möglich. Wir erwarten
auch eine Zunahme der Nachfrage nach
personenbezogenen und ökologischen
Dienstleistungen.

Nach den Erfahrungen gibt es jedoch
keinen Königsweg aus der heutigen Ar-
beitslosigkeit. Deswegen halten wir auch
weiterhin eine Umverteilung der Ar-
beitszeit auf die Erwerbspersonen für
notwendig.Wenn auch der Weg einer kol-
lektiven Verkürzung der Wochenarbeits-
zeit schwieriger geworden ist und in vie-
len Betrieben in Übereinstimmung zwi-
schen Unternehmen und Betriebsräten
bzw. Gewerkschaften faktisch verlassen
wurde, bestehen noch zahlreiche intelli-
gente Möglichkeiten, die jeweils vorhan-
dene Arbeit auf mehr Schultern zu ver-
teilen. Staatliche Rahmensetzungen ma-
chen viele der dazu notwendigen Ar-
beitszeitregime erst wahrscheinlich. Zu-
dem stehen der Bund, die Länder und die
Kommunen als größter Arbeitgeber
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selbst in der Verantwortung, seine Ar-
beitsorganisation fortzuentwickeln.

Fehlende Qualifikationen sind für die
Betroffenen eine zunehmend höhere Bar-
riere für ihre dauerhafte Integration in
den Arbeitsmarkt. Deshalb muss niedrig
und schlecht qualifizierten Erwerbsper-
sonen, möglichst bevor sie in die Arbeits-
losigkeit fallen, durch geeignete Qualifi-
zierungsangebote unterstützt werden.
/12/

Wenn Arbeitslosigkeit von Dauer ist,
bedürfen die Betroffenen zumeist nicht
nur qualifikatorischer Maßnahmen, son-
dern auch einer intensiven Betreuung.
Diese kann ihnen auf dem ersten Ar-
beitsmarkt in der Regel nicht geboten
werden. Deshalb halten wir Sozialdemo-
kraten einen öffentlich geförderten Ar-
beitsmarkt für notwendig, auf dem auch
diejenigen Erwerbspersonen eine beruf-
liche Zukunft finden, die den Anforde-
rungen des Arbeitsmarkts nicht gewach-
sen sind.

Demografischer Wandel in der Arbeitswelt
Der demographische Wandel zeichnet
sich langfristig ab. Deshalb lässt er sich
mit einer in langen Fristen rechnenden
Politik bewältigen. Während die Proble-
me bei der Alterssicherung öffentlich
präsent sind, ist der demografische Wan-
del bei den Erwerbspersonen politisch
noch wenig bewusst: Die Menschen wer-
den flexibler arbeiten müssen, können
oder wollen. Die Belegschaften werden
durchschnittlich älter und der Alters-
spielraum größer.

Staatliche Politik hat die privatwirt-
schaftlichen Akteure auf diesen demo-
grafischen Wandel erst noch vorzuberei-
ten und zugleich die geeigneten Voraus-
setzungen für längeres Arbeiten in al-
tersgemischten Belegschaften zu schaf-
fen. Dazu gehören sowohl Angebote der
Gesundheitsvorsorge und Qualifikation
wie auch Möglichkeiten eines allmäh-
lichen Übergangs aus der Erwerbsarbeit
in die Altersruhezeit. Wir Sozialdemo-
kraten sehen uns gefordert, eine Gesell-
schaft und Wirtschaft mit zu formen, die
das Wissen, die Erfahrungen und Fertig-
keiten älterer Menschen nutzen und ih-
nen geeignete Möglichkeiten zur Beteili-
gung gewähren.

Verlässliche soziale Absicherung
Individuelle Risiken von Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern, die gesamt-
wirtschaftlicher Natur sind, verlangen
eine gesamtwirtschaftliche Absicherung.
Die Arbeitslosenversicherung ist nicht
die Ursache von Arbeitslosigkeit, son-
dern eine angemessene Reaktion auf ei-
ne ökonomische Entwicklung. Ähnliche
Risiken,die im Kern vom Einzelnen nicht
zu beeinflussen sind und daher gesamt-
wirtschaftlicher Absicherungen bedür-
fen, sind Alter und Krankheit.

Ökonomisch sinnvoll ist weiterhin ei-
ne einkommensabhängige Finanzierung
der Rentenversicherung, weil dadurch
nicht nur ein Anreiz zur Beschäftigung

entsteht, sondern auch das Äquivalenz-
prinzip gewahrt bleibt. Versicherungs-
fremden Leistungen, durch die das Äqui-
valenzprinzip gebrochen wird, müssen
steuerfinanziert werden.Dazu gehört der
Finanzierungszuschuss für die Renten in
Ostdeutschland als eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe.

Im Gesundheitssystem treten wir für
einen Systemwechsel zur Bürgerversi-
cherung ein. Gleichzeitig kann auf
durchgreifende Strukturreformen nicht
verzichtet werden,die den Wettbewerb in
der Pharmaindustrie und unter den Ärz-
ten steigern und damit zur Kostendämp-
fung beitragen. Zudem brauchen wir ei-
ne stärkere Ausrichtung auf eine vorsor-
gende Gesundheitspolitik. /13/

Vorsorgende Sozialpolitik: Investition in das
Arbeitsvermögen
Eine vorsorgende Sozialpolitik ist an er-
ster Stelle Bildungspolitik. Bildung ist
ein Gut, von dessen Existenz die Volks-
wirtschaft insgesamt noch mehr profi-
tiert als der Einzelne. Denn nur mit gut
ausgebildeten Arbeitskräften lassen sich
ein hoher Beschäftigungsstand und hohe
Löhne erreichen. Nur in einer solchen
Volkswirtschaft werden dann auch dieje-
nigen, die schlechter ausgebildet sind
und unter Qualifikationsmängeln leiden,
Beschäftigung – in der Regel in niedrig
produktiven Dienstleistungsbereichen –
finden. Eine der wichtigsten sozial-, aber
auch wirtschaftspolitischen Aufgaben ist
daher, dass Bildungssystem in Deutsch-
land zu einem der besten der Welt zu ma-
chen. Dies ist eine notwendige Vorausset-
zung, dass Deutschland in Zukunft im
globalen Wettbewerb bestehen kann.

Anders als bisher sollten Erziehung
und Bildung im Kindergarten in den
Mittelpunkt öffentlicher Bemühungen
gestellt werden. Die kreative Lernbereit-
schaft und -fähigkeit von Kleinkindern
muss stärker gefördert werden, um ein
Potential zu entwickeln, das in einer spä-
teren Lebensphase nicht mehr entstehen
kann. Gerade deshalb muss der Zugang
zum Kindergarten für die Kinder aus so-
zial schwachen Familien besonders ein-
fach sein.

Weiterhin muss das Schulsystem
grundlegend in Richtung mehr Integra-
tion und Ganztagsschule reformiert wer-
den. Diese Reformen erfordern eine Um-
schichtung der öffentlichen Mittel in
Richtung Länder und Kommunen zur Fi-
nanzierung des Bildungssystems. Eine
Neufestsetzung der Steueranteile der
Gebietskörperschaften ist daher unum-
gänglich.

Eine Schlüsselfunktion für künftige
Investitionen in das gesellschaftliche Ar-
beitsvermögen hat die Vereinbarkeit von
Kindererziehung und Beruf. Dies ent-
scheidet über die Erwerbsbeteiligung der
Frauen. Die Gleichstellung von Frauen
und Männern ermöglicht die gleichbe-
rechtigte Teilhabe aller am Erwerbsle-
ben. Dem müssen Arbeitszeitpolitik und
Betreuungsangebote für Kinder Rech-

nung tragen. Damit verbunden wäre ei-
ne Expansion der Beschäftigung bei den
personenbezogenen Dienstleistungen,
die Entwicklung eines neuen qualifizier-
ten Erwerbspotenzials und die langfris-
tige Sicherung der sozialen Systeme.

Zu einer aktiven Politik der Verbesse-
rung des gesellschaftlichen Arbeitsver-
mögens gehören auch mehr öffentliche
Investitionen in die Infrastruktur. Auch
dies ist ein notwendiges Angebot an öf-
fentlichen Gütern. In den vergangenen
Jahren ist der Anteil der öffentlichen In-
vestitionen am BIP drastisch gesunken.
Dieser Trend muss umgekehrt werden,
um dem Verfall der öffentlichen Infra-
struktur Einhalt zu gebieten und die Vor-
aussetzungen für künftiges Wachstum zu
verbessern. /14/

8. Europäische Wirtschaftspolitik für
Wachstum und Beschäftigung

Weder Deutschland,noch Europa können
sich bei der Verwirklichung ihrer politi-
schen und gesellschaftlichen Ziele den
Bedingungen der Globalisierung entzie-
hen. Schon seit längerem findet eine ra-
sante weltwirtschaftliche Integration der
Kapital- und der Gütermärkte statt. Mit
Verzögerung, aber gleichwohl unüber-
sehbar folgt der Arbeitsmarkt. Arbeits-
kräfte bieten sich zunehmend global an,
mit neuen Chancen für Hochqualifizier-
te und erheblichen Risiken für weniger
Qualifizierte im Wettbewerb mit den Ar-
beitskräften aus armen Regionen der
Weltwirtschaft.

Mehr Chancen bietet die Globalisie-
rung für Investitionen, für die das not-
wendige Kapital weltweit bezogen wer-
den kann und auf den Gütermärkten, die
neue und billigere Produkte anbieten.
Beides kann den Nutzen erhöhen und die
Kaufkraft der privaten Haushalte stär-
ken. Globalisierung vermehrt aber auch
die Risiken.Krisen wie die seit Mitte 2000
andauernde weltweite Stagnation grei-
fen unmittelbar auf Deutschland und
Europa über.Ein Abkoppeln gibt es nicht
mehr.

Die Wirtschaftspolitik muss sich im
Verein mit Sozial- und Finanzpolitik die-
sen Risiken stellen. Dazu bedarf es der
Unterscheidung der verschiedenen
Handlungsebenen. Es geht um indivi-
duelle Risiken, die im Kern vom einzel-
nen nicht zu beeinflussen und daher ge-
samtwirtschaftlicher Natur sind, und um
gesamtwirtschaftliche Risiken, denen in
nationaler oder in europäischer Kompe-
tenz zu begegnen ist. Weil diese Risiken
nicht voneinander zu trennen sind, las-
sen sich drei Anforderungen an eine wirt-
schaftspolitische Strategie der SPD ab-
leiten:

Erstens: Insofern gesamtwirtschaftli-
che Risiken den Einzelnen treffen,
braucht es eine verlässliche soziale Absi-
cherung, um zur Sicherung von Einkom-
men und über die Aufrechterhaltung von
Nachfrage zur Beschäftigung beizutra-
gen.

Zweitens: Um das Entstehen der Risi-
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ken zu vermindern, ist die Schaffung von
Standortbedingungen nötig, die es den
Unternehmen ermöglicht, im internatio-
nalen Wettbewerb bestehen zu können.

Drittens: Um Stabilität für wirt-
schaftliches Handeln zu schaffen, ist ei-
ne konjunkturelle Stabilisierungspolitik
im europäischen Rahmen zu entwickeln.

Alle drei Elemente einer sozialdemo-
kratischen Wirtschaftspolitik ergeben
zusammen ein Konzept, das die gesamt-
wirtschaftliche Verantwortung des Staa-
tes beschreibt. Es geht um ein Konzept,
das die Wirtschaft fördert, indem hohe
Risiken für die Einzelnen und für die
Volkswirtschaft begrenzt werden. Erst
dies ermöglicht eine stetige Entwicklung
und bietet damit auch den Unternehmen
ein hohes Maß an Sicherheit. Es schafft
damit eine wesentliche Voraussetzung für
die Bereitschaft, produktive Wagnisse
einzugehen, die die wirtschaftliche Ent-
wicklung vorantreiben. /15/

Eine angemessene konjunkturelle Sta-
bilisierungspolitik muss seit der Wäh-
rungsunion in erster Linie im europäi-
schen Kontext erfolgen.Was für die Welt-
wirtschaft gilt, gilt erst recht im europä-
ischen Währungsraum. Aufgrund der en-
gen Handels- und Kapitalverflechtung,
kann sich Deutschland nicht aus dem eu-
ropäischen wirtschaftlichen Verbund lö-
sen. Dieser wird nicht nur dichter, son-
dern dehnt sich mit der immer stärkeren
Integration der osteuropäischen Länder
auch weiter aus. Der Handel mit den ost-
europäischen Beitrittsländern ist inzwi-
schen für die deutsche Wirtschaft be-
deutsamer als der Handel mit den USA.

Für eine Stabilisierungspolitik im eu-
ropäischen Kontext ist primär die Geld-
politik zuständig, die, solange die Preis-
stabilität nicht gefährdet ist, den we-
sentlichen Beitrag zur konjunkturellen
Stabilisierung leisten muss. Sie hat einen
besonders starken und lang anhaltenden
Einfluss auf die wirtschaftliche Ent-
wicklung. Dieser Aufgabe hat die Euro-
päische Zentralbank sich bisher in unge-
nügendem Umfang gewidmet. Das hat
dazu beigetragen hat, dass die konjunk-
turelle Erholung im Euroraum zögernd
verläuft.

Die zweite Säule der Stabilisierungs-
politik muss die Finanzpolitik sein. In
Kombination mit der Geldpolitik im ge-
samten Euroraum könnte sie eine Stabi-
lisierung erreichen und – weil im Kern
noch in nationaler Verantwortung – den
spezifischen Entwicklungen in den ein-
zelnen Volkswirtschaften genügen. Der
europäische Stabilitäts- und Wachstum-
spakt muss so interpretiert werden, dass
mehr Flexibilität möglich ist. In kon-
junkturellen Schwächephasen müssen
auch höhere Defizite möglich werden,um
die Konjunktur auch mit Hilfe der Fi-
nanzpolitik wieder in Gang zu bringen.
In Zeiten besserer Konjunktur muss die
Konsolidierung im Vordergrund stehen,
dann müssen die Restriktionen des Sta-
bilitäts- und Wachstumspakt greifen.

9. Globale Solidarität und Frieden

Für Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten geht Solidarität über die Gren-
zen Deutschlands und Europas hinaus.
Wir wollen, dass die großen Chancen der
Globalisierung von allen Menschen ge-
nutzt werden können. Und wir begegnen
den Risiken mit globaler Solidarität.Wir
leben in einer Welt.

Alle Menschen haben Anspruch dar-
auf, dass eine gerechte Weltwirtschafts-
ordnung verwirklicht und die natür-
lichen Ressourcen unserer Welt bewahrt
werden. Gerechtigkeit ist auch im inter-
nationalen Rahmen unser Ziel. Eine
Weltwirtschaft, in der 1,2 Milliarden
Menschen am Tag mit weniger als einem
US-Dollar auskommen müssen, wider-
spricht der gerechten Verteilung von Le-
benschancen.Eine Weltordnung,die gan-
ze Regionen in Armut und Rückständig-
keit belässt, die Erfahrungen von Unge-
rechtigkeit, Aussichtslosigkeit und De-
mütigung produziert, ist weder friedens-
noch zukunftsfähig. /16/

Die Menschen in den Entwicklungs-
ländern wollen und können ihre Zukunft
selbst gestalten – vorausgesetzt, dass die
Industriestaaten ihren Teil dazu beitra-
gen. Sie müssen ungerechte Handeis-
strukturen überwinden und die Belas-
tung der Umwelt durch ihren Energie-
und Ressourcenverbrauch beschränken.

Internationale Organisationen, inter-
nationale Rechtsstaatlichkeit und die
Entwicklung einer internationalen Zivil-
gesellschaft sind Voraussetzungen dafür,
dass die Globalisierung gerecht gestaltet
werden kann. Nur so können die Kräfte

des Kapitalismus
unter den Bedingun-
gen der Globalisie-
rung gebändigt wer-
den. Die internatio-
nalen Institutionen
müssen demokra-
tisch gestaltet wer-
den. Und vor allem:
Die Entwicklungs-
länder müssen in ih-
nen gleichberechtigt
vertreten sein. Dazu
bedarf es eines
rechtlichen Rah-
mens: Wir wollen,
dass sich die Stärke
des Rechts und nicht
das Recht des Stär-
keren durchsetzt.

Wir setzen auf die
Kraft regionaler Zu-
sammenschlüsse.
Die europäische In-
tegration hat uns
Frieden gebracht
und den Wohlstand
gemehrt. Sie sollte
andere regionale
Zusammenschlüsse
– gerade auch in den
Entwicklungslän-
dern – ermutigen, ei-
nen ähnlichen Weg

zu beschreiten. Eine multipolare Ord-
nung wird nur mit starken und selbstbe-
wussten Partnern funktionieren.

Die zunehmende internationale Ver-
flechtung mehrt den Wohlstand, aber sie
regelt nicht seine Verteilung. Wir wollen
eine konsequente Armutsbekämpfung.
Wir wollen, dass alle Menschen satt wer-
den und Zugang zu sauberem Trinkwas-
ser haben. Wir wollen, dass alle Kinder
die Chance auf Bildung erhalten. Wir
wollen,dass Frauen in allen Regionen der
Welt gleichberechtigt sind. Und wir wol-
len die großen Epidemien wie Aids und
Malaria besiegen.

Die Entwicklungsländer müssen von
ihrer Schuldenlast befreit werden. Des-
halb werden wir die Politik der Ent-
schuldung für die ärmsten Länder kon-
sequent fortsetzen. Die Entwicklungs-
länder ihrerseits müssen die Armutsbe-
kämpfung in den Mittelpunkt stellen.Wir
halten an dem internationalen Ziel fest,
dass 0,7 Prozent des Bruttosozialpro-
dukts für die Entwicklungszusammenar-
beit zur Verfügung stehen sollen.Wir wer-
den dieses Ziel in Deutschland schritt-
weise erreichen.

Wir wollen einen gerechten Welthan-
del. Dazu müssen die Industrieländer ih-
re Märkte öffnen und die Subventionie-
rung ihrer Agrarprodukte und Agrarex-
porte beenden.Jede und jeder kann durch
die Unterstützung des Fairen Handels ei-
nen Beitrag zu einer gerechteren Ent-
wicklung leisten.

Handelsliberalisierung ist kein
Selbstzweck. Sie soll zu wirtschaftlicher
und sozialer Entwicklung führen und ei-
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nen Beitrag zur Armutsbekämpfung in
den Entwicklungsländern leisten. Das
Leitbild für die internationale Handels-
politik ist das Konzept der nachhaltigen
Entwicklung.

Die internationalen Finanzmärkte ha-
ben die Aufgabe, den Menschen zu nut-
zen und den Wohlstand zu steigern. In der
Realität entziehen sich die Finanzströme
jedoch immer mehr der Kontrolle. Des-
halb wollen wir für die Finanzmärkte ei-
/17/nen klaren Ordnungsrahmen. Wäh-
rend die Weltwirtschaft immer stärker
global vernetzt ist, verharrt die Steuer-
politik in ihrem nationalen Rahmen.
Auch in der Steuerpolitik muss das Den-
ken an die globalen Maßstäbe angepasst
werden. Wir wollen, dass die Unterneh-
menssteuern global transparent sind.

Globale öffentliche Güter – wie zum
Beispiel Frieden und Sicherheit, der
Schutz vor Seuchen und finanzielle Sta-
bilität – werden in der Zukunft interna-
tional erbracht werden müssen. Sie wer-
den dann auch international finanziert
werden müssen. Deshalb ist es notwen-
dig, dass die internationale Staatenge-
meinschaft derartige Möglichkeiten
prüft – zum Beispiel im Bereich der De-
visentransaktionen oder durch globale
Nutzungsentgelte.

Das oberste Ziel unserer Politik bleibt
der Frieden. Das 19. und 20. Jahrhundert
waren geprägt von zwischenstaatlichen
Kriegen. Die Konflikte der Zukunft wer-
den eine andere Gestalt haben. Entstaat-
lichte Gewalt, zerfallende Staaten, Bür-
gerkriege und Terrorismus nehmen an
Bedeutung zu. Die Welt muss auf diese
neue Formen von Gewalt die richtigen
Antworten finden. Krieg darf unter kei-
nen Umständen zu einem Mittel der Po-
litik werden. „Präventivkriege“ versto-
ßen gegen das Völkerrecht.Wir lehnen sie
ab.

Unsere Politik zielt auf die konse-
quente Prävention von Kriegen. Die Ab-
rüstungspolitik muss fortgesetzt werden.
Kein Staat darf sich den Abrüstungs- und
Nichtverbreitungspflichten bei den Mas-
senvernichtungswaffen entziehen.

Wirtschaftlicher Wohlstand und die
Bekämpfung von Armut sind die Grund-
lage für ein friedliches Miteinander. Wo
Hunger und Elend herrschen, kann Frie-
den nicht bestand haben. Wer den inter-
nationalen Terrorismus, wer Hoffnungs-
losigkeit, wer privatisierte Gewalt be-
kämpfen will, der muss die Armut und
Unterdrückung in der Welt überwinden.

In wenigen Jahren wird die Hälfte der
Weltbevölkerung jünger als 25 Jahre sein.
Wir wollen,dass die Jugend eine gute Zu-
kunft hat. Überall auf der Welt.

Berlin, den 6. November 2003
Die Mitglieder der „Redaktionsgruppe
Programmkommission“ der SPD: Detlev
Albers, Gernot Erler, Michael Müller, Jo-
hano Strasser, Wolfgang Thierse, Heide-
marie Wieczorek-Zeul

Teil I und II waren in Politische Berich-
te 26/2003 sowie 1-2/2004 abgedruckt.

Vom Münchner
Diktat zur Nachkriegs-
ordnung
Geschichte und ihre Instrumentalisierung
in der aktuellen deutschen Politik

So der Titel einer historischen Fachtagung,
die der Kurt Eisner Verein für politische Bil-
dung in Bayern e.V. (kev)  in Zusammenar-
beit mit der Rosa Luxemburg Stiftung (rls)
für den 7.– 9. Mai 2004 in München plant.

Die Deutung der Ereignisse, die vom
Münchner Diktat von 1936 bis zu der im
Potsdamer Abkommen 1945 niedergeleg-
ten Nachkriegsordnung führten, ist nicht
nur Gegenstand fachwissenschaftlicher
Auseinandersetzungen. Politische Kam-
pagnen unter einprägsam verkürzten
Schlagworten („Beneš-Dekrete“, „Ver-
treibungsunrecht“, „Zentrum gegen Ver-
treibungen“) begründen in den betroffe-
nen Nachbarländern der BRD, neben Po-
len vor allem auch in Tschechien, wach-
sende Befürchtungen. Besonders die von
der bayerischen Staatsregierung offiziell,
ideell und materiell geförderte Sudeten-
deutsche Landsmannschaft artikuliert
Ansprüche an Tschechien.

Die von uns geplante Fachtagung
möchte Fach- und Hintergrundwissen für
die öffentliche Meinungsbildung er-
schließen. Die Zusammenhänge zwi-
schen Münchner Diktat 1938, Potsdamer
Abkommen und Nürnberger Kriegsver-
brechertribunal sind für die aktuelle De-
batte von großer Bedeutung, werden je-
doch oft weitgehend ausgeblendet. Es
entstehen Wissenslücken, in denen sich
Vorurteile breit machen können.

Zur Überwindung derartiger Defizite
soll die Fachtagung beitragen.Wir möch-
ten vor allem Studentinnen und Studen-
ten bzw. Nachwuchswissenschaftler/in-
nen dafür gewinnen, ihre Forschungen
und Überlegungen vorzustellen.

Die Tagung soll ein breites Spektrum
abdecken. Bisher sind folgende Themen
angedacht:
– Die Entwicklung der Haltung der

West-Alliierten der Anti-Hitler-Koa-
lition zum „Münchner Abkommen“,
ausgeführt am Beispiel Großbritan-
niens

– Die Wertung des „Münchner Abkom-
mens“ im Nürnberger Kriegsver-
brecherprozess

– Das „Münchner Abkommen“ und die
Nachkriegsordnung in der außenpoli-
tischen Strategie der bundesdeut-
schen Rechten,namentlich der Vertrie-
benenverbände

– Die außenpolitischen Positionen der

Bundesrepublik und der DDR in die-
ser Frage

– Das Potsdamer Abkommen und die
Verfassungsdebatte in Europa; Sicher-
heit der Grenzen; Garantie der Souve-
ränität
Weitere Themenvorschläge sind will-

kommen. Der zeitliche Rahmen wird
letztlich 7 bis 8 Vorträge zulassen.

Als erster Schritt zur Vorbereitung der
Fachtagung wird derzeit an einer Litera-
turübersicht gearbeitet. Wir haben eine
Reihe uns bekannter Expertinnen und
Experten auf diesem Themenfeld gebe-
ten, die aus ihrer Sicht wichtigsten Wer-
ke der Fachliteratur vorzuschlagen.

Bis zum 16.1.2004 wollen wir die Lite-
raturliste schließen.

Wir werden dann Rezensionen der ge-
sammelten Fachbücher ausschreiben. In
der Ausschreibungsliste wird auch ein
Honorarvorschlag enthalten sein. (Grö-
ßenordnung: das Buch zzgl. ca. 30 Euro,
je nach Länge des Buches) Wer den Ka-
talog erhalten möchte, um sich für eine
Buchbesprechung zu bewerben, wende
sich bitte an: fiedler@kurt-eisner-ver-
ein.de.Die Rezensionen sollen bis Anfang
März 2004 in einer Broschüre zu-
sammengeführt werden, die als Extra-
Nummer der Deutsch-Tschechischen
Nachrichten erscheint.

Zur Vorbereitung hat sich ein Kreis ge-
bildet, in dem neben rls und kev auch die
Redaktion der Deutsch-Tschechischen
Nachrichten vertreten ist.

Ansprechpartner für die rls: Florian
Weis c/o Rosa Luxemburg Stiftung,
Franz-Mehring Platz 1, 10243 Berlin,
eMail:  weis@rosaluxemburgstiftung.de 

Ansprechpartnerin für den kev: Cor-
nelia Fiedler, c/o Kurt Eisner Verein für
politische Bildung, Schwanthalerstr. 139
(Rgb), 80339 München, eMail:
fiedler@kurt-eisner-verein.de
Den aktuellen Stand der Vorbereitung er-
fahren Sie über die Website
www.kurt-eisner-verein.de

Vom Münchner Diktat zur Nachkriegsordnung
G es c h i c h t e  u n d  i h r e I n s t r u m e n t a l i s i er u n g  i n d e r  a k t u e l l e n  d e u t s c h e n  P o l i t i k –  7 .  b i s  9  M a i  i n  M ü n c h e n
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MINE
TE

R 30./31. Januar 2004, Berlin: Europawahlparteitag und Vertre-
terInnenversammlung der PDS zur Aufstellung der Liste für
die Europawahlen

31. Januar 2004, Berlin: „Gewerkschaften in der Krise – wie
weiter ?“ Konferenz der Initiative zur Vernetzung der Gewerk-
schaftslinken. Anreise am Freitag, 30.1.04. Thema bleibt: „Ge-
werkschaften in der Krise – wie weiter ?“ Hauptreferat von Det-
lef Hensche, ehem.Vorsitzender der IG Medien.

7. Februar 2004, Fulda: Forum Kommunistischer Arbeitsge-
meinschaften, Sitzung des Arbeitsausschusses, Ort: DGB Ju-
gendbildungsstätte, 10.30 Uhr

7. Februar, München: 12 Uhr, Demonstration gegen die NATO-
"Sicherheitskonferenz. Auftakt: Marienplatz, Abschluss: Ta-
gungsort der NATO-Sicherheitskonferenz (Schlusskundge-
bung am Lenbachplatz); Infotelefon des Aktionsbündnisses ge-
gen die sog. NATO-Sicherheits-Konferenz 0174-888 96 51,
www.no-nato.de, www.attac-muenchen.de, www.muenchen-
gegen-krieg.de, www.muenchner-friedensbuendnis.de  

15. Februar, Athen. Treffen europäischer Linksparteien 

29. Februar, Hamburg: Neuwahlen zu Bürgerschaft/Bezirks-
versammlungen

20.März, weltweit/bundesweit: Internationaler Aktionstag ge-
gen den Krieg,Aufrufer: (u.a.) Europäischer Sozialgipfel in Pa-
ris, in Deutschland sind bis jetzt Aktionen in: Ramstein, Pro-
testmarsch „Stillhalten ist tödlich“ (http://www.ippnw.de/
ramstein) zur US Airbase Ramstein, Hamburg, Berlin geplant,
Infos über Aktionen in den USA: http://www.internationa-
lanswer.org/campaigns/m20/index.html

3./4. April 2004, Fulda: Tagung des Forums Kommunistischer
Arbeitsgemeinschaften. 10.30 Uhr, DGB Jugendbildungsstätte

3. April: Europaweiter Aktionstag gegen Sozialabbau. Es ruft
auf: Europäischer Gewerkschaftsbund u.a. Auch in Berlin und
in anderen Städten werden Demonstrationen stattfinden. Den
Aufruf des EGB veröffentlichen wir in der nächsten Ausgabe
der Politischen Berichte.

10./11. Mai, Bonn: Nationaler Städtebaukongress 

15./16. Mai: Kommunalpolitische Konferenz der PDS

23. Mai: Bundespräsidentenwahl

13. Juni: Europawahl; Landtagswahl in Thüringen; Kommu-
nalwahlen in: Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Saar-
land, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Sachsen.

27. Juni: Kommunalwahl in Thüringen.

Aufruf des Europäischen
Gewerkschaftsbundes für einen
Europäischen Aktionstag

Unser Europa –
Europa, das sind wir
Das soziale Europa ist ebenso in Gefahr
wie die nationalen Tarifverhandlungs-
und Sozialstaatssysteme der einzelnen
Mitgliedstaaten. Es gibt vielerorts Ver-
suche der Regierungen, auch der linken
Mitte:
• den Sozialstaat einseitig abzubauen;
• öffentliche Versorgungsleistungen zu

privatisieren;
• den sozialen Dialog zu untergraben;
• neue soziale Maßnahmen in Europa

zu blockieren;
• die aus den USA stammende Lehre

vom Shareholder-Value, die im
Gegensatz zum traditionellen Ansatz
der vielen Interessengruppen und des
sozialen Dialogs bei europäischen
Unternehmen steht, zur Zielsetzung
aller Unternehmen zu machen.

Der Binnenmarkt in Europa hat immer
gewaltige Veränderungen und Struk-
turwandel für Millionen von Erwerbs-
tätigen hervorgerufen. Der Beitritt von
10 neuen Mitgliedstaaten 2004 wird den
Kapital- und Personenverkehr weiter

erhöhen. Beide Entwicklungen wurden
vom EGB unterstützt, allerdings unter
der Bedingung, dass eine starke soziale
Plattform der Arbeitnehmerrechte, des
sozialen Dialogs, der Tarifverhandlun-
gen,eines akzeptablen Sozialstaats und
hochwertiger öffentlicher Versorgungs-
leistungen und Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse geschaffen wird,
um den Menschen bei der Bewältigung
des Wandels zu helfen.

Dies geschieht nicht.
Die Regierungen weigern sich, ange-

messene Sicherungen für das soziale
Europa in die vorgeschlagene neue Ver-
fassung einzubauen. Solange die Poli-
tiken und Instrumente (Teil III) der Ver-
fassung nicht in Einklang mit den Zie-
len (Teil I) gebracht werden, bleibt das
konstitutionelle Fundament des sozia-
len Europas Stückwerk. Der EGB
unterstützt eine neue Verfassung für
Europa und bedauert die Unfähigkeit
der Regierungen, sich auf der Grundla-
ge des Ergebnisses des Konvents zur
Zukunft Europas zu einigen. Der EGB
wünscht sich jetzt, dass frühzeitig ge-
handelt wird, um sich auf eine Verfas-
sung mit starker sozialer Dimension zu
verständigen. Sonst wird Europa in ei-
ne Sackgasse geraten, und die Aussich-
ten auf soziale Schritte nach vorne wer-
den in noch weitere Ferne rücken.
Der EGB ruft daher alle seine nationalen
und europäischen Mitgliedsverbände auf,
am 2. und 3. April 2004 in ganz Europa:

• Protestaktionen und Massendemon-
strationen in den Hauptstädten und
in anderen großen Städten Europas
zu organisieren;

• Konferenzen und Informationsver-
anstaltungen zu organisieren, um das
Bewusstsein der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer für das, was auf
dem Spiel steht, zu stärken und sie
vor den Gefahren des American Way
of Business und seines alleinigen Ver-
trauens auf den Shareholder-Value
zu warnen;

• Medienkampagnen zu organisieren,
bei denen unsere Argumente für ein
starkes soziales Europa als ausglei-
chendes Element des Binnenmarkts
und als Beitrag zu einer erfolgreichen
Vereinigung Europas im Mittelpunkt
stehen.

Wir wollen am 2. und 3.April Millionen
von Menschen einbeziehen.Wir müssen
Bewegung in das Denken der Regie-
rungen, der Unternehmen und aller
Bürgerinnen und Bürger bringen.

Wir müssen aufstehen und uns ein-
setzen für:
• mehr Solidarität und Gerechtigkeit;
• mehr sozialen Zusammenhalt,

Gleichstellung und Toleranz;
• ein starkes europäisches Sozialmo-

dell;
• eine sozial ausgerichtete Verfassung.

Unser Europa ist ein soziales Europa – Ein
soziales Europa ist unser Europa.


